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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

~'ÜR ARBEIT UND SOZIALES 

rZI. 35.401/3-2/90 

An das 

t1\' Februar 1990 
1010 Wien, den -

Stubenring 1 

Telefon (0222) l!i!C!JE' TEL. NR. 71100 
Telex 111145 oder 111780 

DVR: 0017001 

Präsidium des Nationalrates 

in Wien 

L ...J 

Betrifft: Entwurf elns Bundesgesetzes, 

dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz 

geändert wird 

Mit Beziehung auf die Rundschreiben des Bundeskanzleramtes vom 

13. Mai 1976, GZ. 600.614/3-VI/2/76, vom 16. Mai 1978, 

GZ. 600.614/2-VI/2/78, und vom 10. August 1985, GZ. 602.271/1-

V/6/85, werden anbei 25 Ausfertigungen des gleichzeitig den zur 

Begutachtung berufenen stellen zugeleiteten Entwurfes eines Bun­

desgesetzes, mit dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz geändert 

wird, samt Erläuterungen übermittelt. Die Frist für die Abgabe von 

Stellungnahmen endet mit dem 30.3.1990. 

Beilagen: 
Gesetzesentwurf samt 
Erläuterungen 

Für die Richtigkeit 

d.rAU~~ 

Für den Bundesminister: 

S t ein b ach 
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Anlage 1 zu Zl. 35.401/3-2/90 

E n t w u r f 

Bundesgesetz vom ••••••••.•.•• , mit dem das 
Ausländerbeschäftigungsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Art 1 k e 1 I 

Das Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGB1.Nr. 218/1975, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBl.Nr. 253/1989, wird wie folgt 

geändert: 

1. Im § 1 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der lit. g durch einen 

Strichpunkt ersetzt und folgende lit. h, i und j werden ange­

fügt: 

Rh) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit 1n e1nem öffentlich­

rechtlichen Dienstverhältnis; 

i) ausländische Honorarprofessoren, Dozenten, Lektoren, In­

struktoren, Lehrbeauftragte und Vertragsassistenten hinsicht­

lich ihrer Tätigkeit an österreichischen Universitäten, an der 

Akademie der bildenden Künste oder an Kunsthochschulen; 

j) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Ärzte oder Phar­

mazeuten." 

2. § 1 Abs. 4 lautet: 

"(4) Der Bundesminister flir Arbeit und Soziales kann nach Anhö­

rung des Ausländerausschusses ( § 22) durch Verordnllng 

1. weitere Ausnahmen vom Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes 

für ähnliche wie die im Abs. 2 aufgezählten Personengrup­

pen, festlegen oder 
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2. Personengruppen aufgrund der besonderen Art ihrer beruf­

lichen Tätigkeit oder sonstiger Umstände für den Bereich 

einzelner oder mehrerer Landesarbeitsämter von der Anwendung 

der Voraussetzungen für die Erteilung der Beschäftigungsbe­

willigung bei erstmaliger Beschäftigung des beantragten 

Ausländers ausnehmen, 

sofern es die allgemeine Lage und Entwicklung des Arbeitsmark­

tes unter besonderer Berücksichtigung der Schutz interessen der 

betroffenen inländischen und ausländischen Arbeitnehmer Z11-

läßt." 

3. Im § 2 Abs. 2 werden das Wort "oder" am Ende der lit. c durch 

einen Beistrich und der Punkt am Ende der lit. d durch das Wort 

"oder" ersetzt und folgende lit. e angefügt: 

"e) überlassener Arbeitskräfte im Sinne des § 3 Abs. 4 des 

Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes, BGBI.Nr. 196/1988." 

4. Im § 2 Abs. 3 entfällt das Wort "und" am Ende der lit.a; der 

Punkt am Ende der lit. b wird durch einen Beistrich und durch 

das Wort "und" ersetzt und folgende lit. c angefügt: 

"c) in d~n Fällen des Abs. 2 lit. e der Beschäftiger im Sinne 

des § 3 Abs. 3 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes." 

5. Im S 3 Abs. 5 werden vor dem Wort "ausschließlich" die Worte 

"im Ausland in einem Ausbildungsverhältnis stehen und" einge­

fügt sowie der Punkt am Ende des zweiten Satzes durch einen 

Beistrich ersetzt und folgende Worte angefügt: "und das Ausbil­

dungsverhältnis des Ausländers nachzuweisen." 

6. Dem § 3 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

"(6) Der Bescheid über die erteilte Beschäftigungsbewilligung 

ist vom Arbeitgeber, der ausgestellte Befreiungsschein vom 

Ausländer am jeweiligen Arbeitsplatz zur Einsichtnahme bereit­

zuhalten." 
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7. Dem § 4 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Bei der Beurteilung der Lage und Entwicklung des Arbeitsmark­

tes sind die bei den Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung 

(§ 40 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.Nr. 31/1969) zur 

Vermittlung vorgemerkten Arbeitskräfte in folgender Reihenfol­

ge zu berücksichtigen: 

1. Inländer sowie Flüchtlinge im Sinne der Konvention über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge und Befreiungsscheininhaber 

(gleichgestellte Ausländer), 

2. Ausländer, die einen Anspruch auf Leistungen aus der Ar­

beitslosenversicherung erworben haben (integrierte Auslän­

der), 

3. Ausländer, die sonstige berücksichtigungswürdige Integra­

tionsmerkmale aufweisen, wie insbesondere längere bewillig­

te Beschäftigung oder längeren rechtmäßigen Aufenthalt bei 

nahen Familienangehörigen in Bundesgebiet, oder Asylwerber 

sind." 

8. § 4 Abs. 3 Z 7 lautet: 

"7. bei erstmaliger Beschäftigung des beantragten Ausländers im 

Bundesgebiet (§ 4b) eine Sicherungsbescheinigung vorliegt, es 

sei denn, daß es sich um einen Ausländer handelt, der sich 

bereits seit drei Jahren rechtmäßig in Bundesgebiet aufhält 

oder Asylwerber ist;" 

9. § 4 Abs. 3 Z 8 lautet: 

"8. bei grenzüberschreitend überlassenen Arbeitskräften die 

Bewilligung zur grenzüberschreitenden überlassung gemäß S 16 

Abs. 4 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes vorliegt;" 

10. Im S 4 Abs. 3 wird der Punkt am Ende der Z 14 durch el.nen 

Strichpunkt ersetzt und folgende Z 15 angefügt: 

"15. der in der Verordnung nach S 12 oder im Kollektivvertrag 

(S 12a) feRtgelegte Anteil der Ausländer an den unselbständig 

Beschäftigten, Arbeitern oder Angestellten nicht überschritten 

wird." 
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11. Im § 4 Abs. 4 wird vor dem Punkt am Ende des Absatzes elnge­

fügt "oder die Beibringllng der Erklärung nicht zumutbar ist". 

12. Dem § 4 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

"(9) Bei Vorliegen einer Bewilligung zur grenzüberschreitenden 

Uberlassullg gemäß § 16 Abs. 4 des Arbeitskräfteüberlassungsge­

setzes entfallen die Prüfung der Voraussetzungen nach Abs. 1 

und 6 und die Anhörung der kollektivvertragsfähigen Körper­

schaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer oder des Verwal­

tungsausschusses gemäß § 20 Abs. 2." 

11. Nach § 4a werden folgende §§ 4b und 4c samt Uberschriften 

eingefügt: 

"Erstmalige Beschäftigung 

§ 4b. Bei erstmaliger Beschäftigung des beantragten Auslän­

ders im Bundesgebiet ist die Beschäftigungsbewilligung nur zu 

erteilen, wenn 

1. das den Arbeitsämtern bekanntgegebene, durch Lohn, Arbeits­

zeit und Qualifikationserfordernisse hinreichend konkreti­

sierte Angebot an offenen stellen für derartige Fachkräfte 

oder Hilfskräfte das entsprechende Angebot an zur Vermitt­

lung vorgemerkten Arbeitskräften in dem für den jeweiligen 

Arbeitsplatz üblichen Einzugsbereich erheblich überwiegt 

oder 

2. die zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaften der 

Arbeitgeber und der Arbeitnehmer die Erteilung einhellig 

befürworten. 

Besondere Beschäftigungsbewilligung 

§ 4c. (1) War ein Ausländer während der letzten vier Jahre 

mindestens drei Jahre gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt 

(§ 2 Abs. 2), so ist für diesen Ausländer bei einem Wechsel 

des Arbeitsplatzes im Bereich eines Landesarbeitsamtes inner­

halb jener Fachgruppe nach dem Anhang zur Fachgruppenordnung, 

BGBI.Nr. 223/1947, in der jeweils geltenden Fassung, in der 

der Ausländer zuletzt beschäftigt war, eine besondere Be­

schäftigungsbewilligung zu erteilen. 
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(2) Die besondere Beschäftigungsbewilligung gemäß Abs. 1 ist, 

auch wenn es sich nicht um ein Kontingentverfahren handelt, 

ohne Prüfung der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 und 3 sowie 

ohne Anhörung der zuständigen kollektivvertragsfähigen Kör­

perschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zu erteilen. 

(3) Dem Ausländer ist zu bescheinigen, daß er die Voraus­

setzungen für die Erteilung einer besonderen Beschäftigungsbe­

willigung im Bereich des Landesarbeitsamtes innerhalb jener 

Fachgruppe erfüllt." 

14. § 7 Abs. 5 lautet: 

"(5) § 11 des Mutterschutzgesetzes, BGBI.Nr. 221/1979, und § 6 

Abs. 3 des Eltern-Karenzurlaubsgesetzes, BGBI.Nr.651/1989, in 

der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt." 

15. § 7 Abs. 7 lautet: 

"(7) Wird ein Antrag auf Verlängerung einer Beschäftigungsbe­

willigung vor Ablauf der Beschäftigungsbewilligung einge­

bracht, so gilt diese bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 

den Antrag als verlängert." 

16. Der bisherige § 8 Abs. 3 erhält die Absatzbezeichnung "(4)". 

Als neuer Abs. 3 wird eingefügt: 

"(3) Die Beschäftigungsbewilligung ist ferner mit der Auflage 

zu verbinden, daß dem Arbeitsamt binnen vier Wochen ein 

Dienstzettel über die vereinbarten arbeitsvertraglichen Rah­

menbedingungen, wie insbesondere Höhe des Entgeltes, zeitli­

cher Umfang der Arbeitsverpflichtung und Befristung des Ar­

beitsverhältnisses, für die Beschäftigllng übermittelt wird." 

17. Im § 11 Abs. 2 lit. a wird vor dem Wort "gegeben" die Wendung 

"sowie § 4b" eingefügt. 

18. § 12 Abs. 1 und 2 lautet: 

"(1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann, sofern es 

die allgemeine Arbeitsmarkt- und Wirtschaftslage zuläßt, allf 
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Antrag der in Betracht kommenden kollektivvertragsfähigen 

Körperschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer für be­

stimmte örtliche oder fachliche Bereiche sowie für bestimmte 

Zeiträu~e durch Verordnung Kontingente für die Beschäftigung 

von Ausjändern festsetzen oder festgesetzte Kontingente än­

dern. B~i Festsetzung der Kontingente können auch tlöchstzu­

lässige Anteile der Ausländer an den unselbständig Beschäftig­

ten, Ar~eitern oder Angestellten eines Betriebes bestimmt 

werden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann, solange 

kein Ant~ag nach Abs.1 vorliegt und sofern es die allgemeine 

Arbeitsmarkt- und Wirtschaftslage zuläßt, für bestimmte ört­

liche oder fachliche Bereiche sowie für bestimmte Zeiträume 

nach Anhörung der in Betracht kommenden kollektivvertragsfähi­

gen Körperschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer durch 

Verordnung Kontingente für die Beschäftigung von Ausländern 

festsetzen oder festgesetzte Kontingente ändern. Der zweite 

Satz des Abs. 1 ist anzuwenden." 

19. Im § 12 Abs. 3 wird der lit.a das Wort "und" angefügt. Am Ende 

der lit. b werden der Beistrich sowie das Wort "und" durch 

einen Pmnkt ersetzt. Die lit. centfällt. 

20. Dem § 12 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

"(4) Kontingente gemäß Abs. 1 und 2 können, sofern dies erfor­

derlich ist, auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden." 

21. Nach § 12 wird folgender S 12a samt überschrift eingefügt: 

"Betrieblicher Ausländeranteil 

§ 12a. Die zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaften 

der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer können im Kollektivver­

trag festlegen, daß die Beschäftigung von Ausländern nur bis 

zu einern bestimmten Anteil an den unselbständig Beschäftigter., 

den Arbeitern oder den Angestellten eines Betriebes oder einer 

Betriebsabteilung zulässig ist." 

" 
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22. § 15 Abs. 1 Z 1 lautet: 

"1. der Ausländer während der letzten acht Jahre vom Zeitpunkt 

der Antragseinbringung zurückgerechnet mindestens fünf Jahre 

im Bundesgebiet gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt (§ 2 

Abs. 2) war, oder" 

23. a) Im § 15 Abs. 1 Z 3 tritt an die stelle der Worte "sich 

wenigstens ein Elternteil seit mindestens fünf Jahren recht­

mäßig im Bundesgebiet aufhält," die Wendung "sich wenigstens 

ein Elternteil mindestens fünf Jahre rechtmäßig im Bundesge­

biet aufgehalten hat," 

b) Im § 15 Abs. 1 Z 4 tritt an die stelle der Worte "seither 

mit Ausnahme von jeweils höchstens drei Monaten im Kalender­

jahr ununterbrochen" die Wendung ""während der letzten fünf 

Jahre mindestens drei Jahre". 

24. § 15 Abs. 2 entfällt. Die Abs. 3 bis 7 erhalten die Bezeich­

nung "(2)" bis "(6)". 

25. Im § 15 Abs. 4 werden die Worte "drei Monate im Kalenderjahr" 

durch die Worte "zwei Jahre" und die Bezeichnung "Abs. 2 Z 1 

oder Abs. 3" durch die Bezeichnung "Abs. 2" ersetzt. 

26. § 15 Ahs. 5 lautet: 

"(5) Der Befreiungsschein ist jeweils für fünf Jahre auszu-

stellen." 

27. § 15a lallt,et: 

"§ 15a.(1) Der Befreiungsschein gemäß § 15 Ahs. 1 Z 1 ist zu 

verlängern, wenn der Ausländer während der letzten fünf Jahre 

mindestens drei Jahre im Bundesgebiet gemäß diesem Bundesge­

setz beschäftigt (§ 2 Abs. 2) war. Die Hemmungsgrtinde gemäß 

§ 15 Ahs. 2 sind anzuwenden. 

(2) Der Befreiungsschein nach § 15 Ahs. 1 Z 2 ist zu ver­

längern, wenn der Ausländer mindestens fUnf Jahre mit einem 

österreichischen staatsbürger verheiratet war und selnen 

Wohnsitz im Bundesgebiet hat. 
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(3) Der Befreiungsschein nach § 15 Abs. 1 Z 3 und 4 ist zu 

verlängern, wenn sich der Ausländer abgesehen von Zeiten gemäß 

§ 15 Abs. 2 und 4 während der letzten fünf Jahre mindestens 

drei Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat. 

(4) § 7 Abs. 7 und 8 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

jeweils an die stelle des Begriffes "Beschäftigungsbewilli­

gung" der Begriff "Befreillngsschein" tritt." 

28. § 16 Ahs. 1 lautet: 

"(1) Der Befreiungsschein ist zu widerrufen, wenn der Auslän­

der 

1. 1m Antrag auf Ausstellung e1nes Befreiungsscheines über 

wesentliche Tatsachen wissentlich falsche Angaben gemacht 

oder solche Tatsachen verschwiegen hat, 

2. während der Geltungsdauer des Befreiungsscheines 

a) im Falle des § 15 Abs. 1 Z 1 seine Beschäftigung mit 

Ausnahme von Zeiten gemäß § 15 Abs. 2 oder 

b) im Falle des S 15 Abs. 1 Z 3 und 4 seinen Aufenthalt im 

Bundesgebiet mit Ausnahme von Zeiten gemäß S 15 Ahs. 2 

und 4 

länger als zwei Jahre unterbrochen hat, 

3. die Voraussetzungen nach S 15 Abs. 1 Z 2 nicht mehr er­

füllt, es sei denn, daß für den Ausländer bereits § 15 Abs. 

1 Z 1, 3 oder 4 oder § 15a Abs. 2 in Betracht kommt, oder 

4. gegen die im § 25 genannten Vorschriften verstoßen hat." 

29. Im § 19 Abs. 5 entfallen jeweils die Worte "vier Wochen"; der 

Ausdruck "§ 15 Abs. 3" wird durch den Ausdruck "§ 15 Abs. 2" 

ersetzt. 

30. S 19 Abs. 7 lautet: 

"(7) Bei einer Vermittlung durch die Arbeitsmarktverwaltung (S 
40 Abs. 1 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes) ist bei Vorlie­

gen der Voraussetzungen von Amts wegen die Beschäftigungsbe­

willigung zu erteilen oder die Bescheinigung gemäß S 4c Abs. 

3 oder der Befreiungsschein auszustellen." 
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31. § 20 Abs. 2 lautet: 

"(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, 

haben vor der Entscheidung über die Ausstellung einer Siche­

rungsbescheinigung, über die Erteilung einer Beschäftigungs­

bewilligung, sofern nicht eine Sicherungsbescheinigung ausge­

stellt wurde, über den Widerruf einer Beschäftigungsbewilli­

gung und über den Widerruf eines Befreiungsscheines das Ar­

beitsamt die zuständigen kollektivvertragsfähigen Körper­

schaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und in den 

Fällen des § 4 Abs. 6 das Landesarbeitsamt den Verwaltungs­

ausschuß anzuhören. Eine allfällige Äußerung im Rahmen der 

Anhörung vor der Entscheidung über die Ausstellung einer 

Sicherungsbescheinigung ist binnen einer Woche abzugeben. Die 

zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaften und der 

Verwaltungsausschuß können festlegen, daß die Ausstellung von 

Sicherungsbescheinigungen und die Erteilung von Beschäfti­

gungsbewilligungen insbesondere bei Vorliegen einer bestimmten 

Arbeitsmarktlage oder bestimmter persönlicher Umstände der 

Ausländer als befürwortet gilt. Eine derartige Festlegung kann 

von der zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaft der 

Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder von einem Mitglied des 

Verwaltungsausschusses angeregt werden." 

32. § 20 Abs. 5 letzter Satz entfällt. 

33. Dem § 20 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

"(8) Bescheide, die vom Landesarbeitsamt oder dem Bundesmini­

sterium für Arbeit und Soziales zu erlassen sind, können von 

dem nach S 19 Abs. 1 oder 4 für die Einbringung des Antrages 

zuständigen Arbeitsamt intimiert werden." 

34. Die Uberschrift des S 26 lautet: 

"Uberwachung, Auskunfts- und Meldepflicht" 
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35. § 26 Aba. 2 lautet: 

"(2) Die Arbeitgeber haben den im Abs. 1 genannten zustän­

digen Behörden jederzeit Zutritt zu allen Betriebsstätten und 

auswärtigen Arbeitsstellen zu gewähren. Wird dieser nicht 

freiwillig gewährt, sind die Organe der Landesarbeits~mter und 

Arbeitsämter berechtigt, sich unter Wahrung der Verhältnis­

mäßigkeit der eingesetzten Mittel Zutritt zu verschaffen, 

sofern begründeter Verdacht auf eine übertretung dieses Bun­

desgesetzes besteht." 

36. Dem § 26 werden folgende Absätze 3 bis 5 angefügt: 

"(3) Die genannten Behörden haben von ihrer Anwesenheit im 

Betrieb den Arbeitgeber oder dessen Bevollmächtigten und den 

Betriebsrat zu verständigen; hiedurch darf der Beginn der 

Betriebskontrolle nicht unnötig verzögert werden. Eine Ver­

ständigung hat jedoch zu unterbleiben, wenn dadurch nach 

Ansicht der einschreitenden Organe die Wirksamkeit der Amts­

handlung beeinträchtigt werden könnte. Auf Verlangen haben 

sich die Organe der Arbeitsmarktverwaltung durch einen 

Dienstausweis auszuweisen. Dem Arbeitgeber oder dessen Be­

vollmächtigten sowie dem Betriebsrat steht es frei, die ein­

schreitenden Organe bei der Amtshandlung im Betrieb zu be­

gleiten; auf Verlangen der einschreitenden Organe sind sie 

hiezu verpflichtet. 

(4) Der Arbeitgeber oder sein Bevollmächtigter ist verpflich­

tet, über die Identität aller Personen, die sich auf dem 

Betriebsgelände oder in einem dem Arbeitgeber zurechenbaren 

Fahrzeug aufhalten, Auskunft zu geben. Die einschreitenden 

Organe der in Abs. 1 genannten Behörden sind berechtigt, zur 

Klärung der Identität dieser Personen die Hilfe von Organen 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes in Anspruch zu nehmen. 

(5) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Beendigung des 

Beschäftigungsverhältnisses eines Ausländers, für den eine 
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Beschäftigungsbewilligung erteilt wurde, unverzüglich dem 

zuständigen Arbeitsamt anzuzeigen." 

37. Dem § 27 wird folgender Satz angefügt: 

"Den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes obliegt 

insbesondere die Leistung von Hilfe auf das Ersuchen der 

Organe der Arbeitsmarktverwaltung; bei Durchführung der dabei 

erforderlichen Maßnahmen stehen ihnen dieselben Befugnisse 

wie den Organen der Arbeitsmarktverwaltung zu." 

38. § 28 Abs. 1 lautet: 

"(1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand eIner ~n die Zustän­

digkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksver­

waltungsbehörde zu bestrafen, 

1. wer 

a) entgegen dem § 3 elnen Ausländer beschäftigt, für den 

weder eine Beschäftigungsbewilligung (§ 4 oder 4b) 

erteilt noch ein Befreiungsschein (§ 15) ausgestellt 

wurde, oder 

b) entgegen dem § 18 die Arbeitsleistungen elnes Auslän­

ders, der von einem ausländischen Arbeitgeber ohne eInen 

im Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz im Inland 

beschäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne daß für den 

Ausländer eine Beschäftigungsbewilligung (§ 18 Abs. 1, 4 

und 7) erteilt wurde, 

bei unberechtigter Beschäftigung von höchstens drei Auslän­

dern für jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit 

Geldstrafe von 5 000 S bis 60 000 S, im Wiederholungsfalle 

von 10 000 S bis 120 000 S, bei unberechtigter Beschäfti­

gung von mehr als drei Ausländern für jeden unberechtigt 

beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 10 000 S bis 

120 000 S, im Wiederholungsfalle von 20 000 S bis 

240 000 S; 

2. wer 

a) entgegen dem § 3 Abs. 3, 4 und 5 elnen Ausländer be­

schäftigt, ohne die Beschäftigung dem zuständigen Ar­

beitsamt rechtzeitig anzuzeigen, 
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b) entgegen dem § 3 Abs. 6 einen Ausländer beschäftigt, 

ohne den Bescheid über die für seine Beschäftigung 

erteilte Beschäftigungsbewilligung am Arbeitsplatz zur 

Einsichtnahme bereitzuhalten, 

c) entgegen dem § 18 Abs. 3, 5 und 6 die Arbeitsleistungen 

eines Ausländers, der von einem ausländischen Arbeitge­

ber ohne einen im Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz 

im Inland beschäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne die 

Beschäftigung dem zuständigen Arbeitsamt rechtzeitig 

anzuzeigen, oder 

d) entgegen dem § 26 Abs. 1, 2 und 4 den Landesarbeitsäm­

tern und Arbeitsämtern sowie den Arbeitsinspektoraten 

und den sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 

berufenen Behörden auf deren Verlangen Anzahl und Namen 

der im Betrieb beschäftigten Ausländer nicht bekannt 

gibt, die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes not­

wendigen Auskünfte nicht erteilt, in die erforderlichen 

Unterlagen nicht Einsicht gewährt, den Zutritt zu den 

Betriebsstätten oder die Nachweisung der Identität 

elner Person, die sich auf dem Betriebsgelände oder in 

einem dem Arbeitgeber zurechenbaren Fahrzeug aufgehalten 

hat, verweigert, 

mit Geldstrafe von 2 000 S bis 30 000 S, 

wer 

a) 

b) 

entgegen dem § 3 Abs. 5 einen Befreiungsschein ( § 15) 

nicht am Arbeitsplatz zur Einsichtnahme bereithält, 

entgegen dem § 26 Abs. 5 die Beendigung des Beschäfti-

gungsverhältnisses eines Ausländers nicht unverzüglich 

dem zuständigen Arbeitsamt anzeigt, oder 

c) entgegen dem § 16 Abs. 3 einen Befreiungsschein (§ 15) 

nicht zurückstellt, 

mit Geldstrafe bis 10 000 S." 

39. Dem § 28 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

"(4) Bei der Bemessung der Höhe der Geldstrafe nach Abs. 1 ist 

insbesondere auf den erzielten Ertrag oder sonstigen wirt-

.. 

• 
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schaftlichen Vorteil aus der unberechtigten Beschäftigung von 

Ausländern Bedacht zu nehmen." 

40. Nach § 28 des Ausländerbeschäftigungsgesetzes wird folgender 

§ 28a samt Überschrift eingefügt: 

"Beteiligung der Landesarbeitsämter am Verwaltungsstrafver­

fahren 

§ 28a. Das Landesarbeitsamt hat im Verwaltungsstrafverfahren 

Parteisteilung im Sinne des § 8 des Allgemeinen Verwaltungs­

verfahrensgesetzes einschließlich der Beschwerdelegitimation 

beim Verwaltungsgerichtshof." 

41. § 30 zweiter Satz lautet: 

"In diesem Verfahren hat das Landesarbeitsamt Parteisteilung 

im Sinne des § 8 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

einschließlich der Beschwerdelegitimation beim Verwaltungsge­

richtshof." 

42. Im Abschnitt VIII wird vor der Überschrift "Schlußbestimmun­

gen" folgender § 32 samt überschrift eingefügt: 

"übergangsbestimmungen 

§ 32.(1) § 26 Abs. 5 und § 28 Abs. 1 Z 3 lit. b verlieren ihre 

Wirksamkeit ab dem Zeitpunkt, ab dem die Dienststellen der 

Arbeitsmarktverwaltung die entsprechenden Daten automations­

unterstützt im Wege des Hauptverbandes der Sozialversiche­

rungsträger erhalten. Dieser Zeitpunkt wird durch Verordl1ng 

des Bundesministers für Arbeit und Soziales festgestellt. 

(2) Anträge auf Ausstellung elnes Befreiungsscheines, die in 

der Zeit zwischen der Verlautbarung im Bundesgesetzblatt und 

dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gestellt werden, 

gelten als im Zeitpunkt des Inkrafttretens eingebracht. 

(3) Auf Kontingente, die durch e1ne Verordnung festgesetzt 

wurden, die in der Zeit vom 1. Jänner bis 30. Juni 1.990 in 
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Kraft ge~reten ist und am 1. Juli 1990 noch gilt, sind bis zum 

Ablauf der Geltungsdauer der Verordnung die Befreiungsscheine, 

ausgenommen jene für Lehrlinge, nach dem zuletzt festgestell­

ten Arbeitsplatz (§ 6 Abs. 1) des Befreiungsscheininhabers 

anzurechnen." 

(4) § 4 Abs. 3 Z 7 ist auf Ausländer, die sich am 1. Juli 1990 

bereits seit eInem Jahr rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, 

n.ic:ht anzuwenden." 

43. Im § 35 ~rhält die bisherige lit. "e)" die Bezeichnung "f)", 

als neue! lit. e wird eingefügt: 

"e) hinsichtlich des § 27 letzter Satz der Bundesminister für 

Inneres, ~, 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1990 in Kraft. 
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Anlage 2 Z'l zl. 35.401/3-2/90 

VOR B L A T T 

Probleme und Ziele: 

Das geltende Ausländerbeschäftigungsgesetz wird den jüngsten 

Entwicklungen der Zuwanderungsbewegung nach österreich nicht 

ausreichend gerecht. Die Erfahrungen seit der letzten grbßeren 

Anpassung des Gesetzes im Jahre 1988 haben gezeigt, daß die Be­

stimmungen über die Zulassung von Ausländern zum Arbeitsmarkt ihre 

Steuerungsfunktion nicht mehr voll erfüllen und daß das Instrumen­

tarium zur Verfolgung der illegalen Ausländerbeschäftigung nicht 

mehr wirksam genug eingesetzt werden kann. Außerdem besteht 1m 

Sinne der Verbesserung der Bedingungen zur Integration das Bedürf­

nis, Ausländern, welche bereits länger in österreich gearbeitet, 

aber noch keinen Anspruch auf den Befreiungsschein haben, mehr 

Freizügigkeit auf dem Arbeitsmarkt zu gewähren. Auch sind die 

Anspruchsvoraussetzungen für den Erwerb des Befreiungsscheines bei 

langer Beschäftigungsdauer noch zu eng gezogen, sodaß allch hier 

Erleictlterungen, insbesondere durch Herabsetzung der Wartezeit und 

durch den Wegfall der administrativ schwer zu erfassenden Ersatz­

zeiten zu schaffen sind. 

Lösung: 

- Eirlführung genereller, den Arbeitsmarkt betreffender Kriterien 

als Voraussetzung für die erstmalige Arbeitsaufnahme in Öster­

reich; 

Festlegung einer Reihenfolge bei der Berücksichtigung vurrangig 

in den Arbeitsprozeß einzugliedernder Arbeitskräfte; 

- Abhängigkeit der erstmaligen Arbeitsaufnahme in österreich von 

der Ausstellung einer Sicherungsbescheinigung vor der Einreise; 

- Einführung einer besonderen Beschäftigungsbewililgung für inte­

grierte Ausländer zur größeren Beweglichkeit bei der Arbeitsauf­

nahme in der gleichen Branche; 

299/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)16 von 50

www.parlament.gv.at



- Herabsetzu~g der Mindestdauer der unllnterbrochenen Beschäftigung 

auf fünf J~hre und Einführung einer Rahmenfrist von acht Jahren 

an statt det Berechnung von Ersatzzeiten für den Erwerb des 

Befreiungsscheines bei langer Beschäftigungsdauer; 

_ Ausbau der Kontrollen der Einhaltung der Lohn- und Arbejtsbedin-

gungen; 

_ Ausbau desi Kontroll systems bei i 11 ega ler Aus länderbeschäft igung; 

- Anpassung der Strafbestimmungen" 

Al t~ernativen: 

Wei terhin nicht ausreichend gesteuert.er Neuzugang duf dem A rbei t~s­

markt; Ansteigen der illegalen Ausländerbeschäftigung. 

Kosten: 

Personalaufwand für Kontrolle der illegalen Ausländerbeschäfti-

gung. 
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E R L Ä U T E RUN GEN 

A. Allgemeiner Teil 

Die Entwicklungen seit Inkraftreten der Novelle zum Ausländerbe­

schäftigungsgesetz im Jahr 1988 machen eine neuerliche Anpassung 

der rechtlichen Grllndlagen für die Ausländerbeschäftigungspo]j.tik 

notwendig • 

Der Entwurf umfaßt 1m wesentlichen drei Bereiche: 

1. Schaffung spezifischer Voraussetzungen zur erstmaligen Zulas­

sung auf dem österreichischen Arbeitsmarkt und Festlegung Plner 

Reihenfolge für vorrangig zu integrierende Arbeitskräfte; 

2. Größere Beweglichkeit für ausländische Arbeitskräfte, welche 

bereits länger in österreich gearbeitet haben; 

3. Ausbau des Kontrollsystems zur wirksamen Verfolgung der illega­

len Ausländerbeschäftigung. 

Zu 1): 

Das geltende Ausländerbeschäftigungsgesetz differenziert nicht 

ausreichend zwischen bereits integrierten und neu zur Arbeitsauf­

nahme einreisenden Ausländern. Es soll daher, Wle schon bisher in 

der Praxis so gehandhabt, Ausländern mit einem höheren Integra­

tionsgrad Vorzllg vor Neueinreisenden und weniger integrierten 

Ausländer bei der Erteilung von Beschäftigungsbewilligungen gege­

ben werden. 

Zur Durchsetzung einer auf die Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmark­

tes abgestimmten Zuwanderungspolitik sollen beim Neuzugang insbe­

sondere generelle Kriterien, wie das Verhältnis von offenen 

Stellen und vorgemerkten Arbeitslosen auf dem maßgeblichen Teilar­

beitsmarkt, berücksichtigt werden. 
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Eine Beeint~ächtigung von Joint-Ventures wird sich daraus nicht 

ergeben, we~l im Rahmen der Beurteilung der Angebotsseite auf die 

besondere S~el1ung von Schlüssel kräften Bedacht zu nehmen seln 

wird. 

7.\1 2.: 

Es besteht das Bedürfnis, dem Ausl~nder schon bevor er den Befrei­

ungschein erwerben kann, gewisse Erleichterungen bezüglich der 

Beweglichkeit zu schaffen. Die "Besondere Beschäftigllngsbewilli­

gung" soll dem Ausl~nder, der bereits eine gewisse Zejt in Ös~er­

reich gearbeitet hat, eine branchenmäßig beschränkte größere 

Freizügigkeit ermöglichen. 

Zu 3.: 

Die "Schwarzarbeit" führt zu sozialen Nachteilen für den Ausl~nder 

selbst und zu Schädigungen fUr die Gesamtwirtschaft, weil - ganz 

abgesehen von den hinterzogenen Steuern und Beiträgen zur Sozial­

versicherung - Verzerrungen im'Wettbewerbsgefilge eintreten. 

Bereits mit ,der Novelle zum Ausl~nderbeschäftigungsgesetz 1988, 

BGBI.Nr. 23~, wurden die Strafsätze empfindlich erhöht. Bei der 

Ourchsetzun~ dieser Strafbestimmungen haben sich insbesondere 

personalbed~ngte Mängel in den Kontrollmöglichkeiten als auch 

M~ngel in den rechtlichen Grundlagen für notwendige Kontrollen 

durch die Arbeitsmarktverwaltung gezeigt. Durch den vorliegenden 

Entwurf soll vor allem die Arbeitsmarktverwaltung in die Lage 

versetzt werden, Fälle der illegalen Beschäftigung wirksam zu 

verfolgen. 

Zur Sicherstellung einer lückenlosen Kontrolle werden sowohl der 

Zugang zum Betrieb und die Verpflichtung zum Nachweis der Identi­

tät der Beschäftigten und der Beschäftigungsbewilligungen bzw. 

Befreiungsscheine vorgesehen. Überdies enthält der Entwurf der 49. 

ASVG-Novelle die Verpflichtung der Vor(An)meldung bei inländischen 

und ausländischen Beschäftigten zur Sozialversicherung am Tag des 

Beginnes der Beschäftigung sowie eine Verpflichtung der Sozialver-

.. 
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sicherungsträger e1ne Beschäftigung der Anmeldung dem Arbeitsamt 

zu übermitteln. Es besteht darüber hinaus kein Anlaß, auch noch 

einen in den Vordiskussionen zu diesem Entwurf vorgeschlagenen 

Sozialversicherungsausweis für Ausländer einzuführen. 

Verfassungsrechtliche Grundlage 

Die Kompetenz des Bundes zur Gesetzg~bung und Vollziehung der 

Regelung der Ausländerbeschäftigung fußt auf Art. 10 Abs. 1 Z 11 

B-VG und hinsichtlich der Vollziehung in unmittelbarer Bundesver­

waltung auf dem im Art. 102 Abs. 2 angeführten Tatbestand "Ar­

beitsrecht". 

Personal- und Kostenaufwand 

Den Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung entsteht durch den 

Ausbau der Kontrolle zur Durchsetzung der Vorschriften des Ausl~n­

derbeschäftigungsgesetzes ein beträchtlicher zusätzlicher Perso­

nalaufwand. Durch die in diesem Zusammenhang erforderlichen ad­

ministrativen Maßnahmen werden zusätzlich Planstellen notwendig. 

Vereinbarkeit mit EG-Recht 

Gemäß Art 48 Abs. 1 des Vertrages zur Gründung der Ellropäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag) haben die Mitgliedstaaten 

die Freizügigkeit für die staatsangehörigen der Mitgliedst;aaten 

auf dem Arbeitsmarkt herzustellen. Die Vereinbarkeit des vor]ie­

genden Entwurfes mit dem EG-Recht ist insofern gegeben, als diesps 

den einzelnen Mitgliedstaaten die Regelung gegenüber AngehUrigen 

von Drittstaaten freistellt. Für den Fall des Beitritts zu den EG 

wären EG-Bürger vom Geltungsbereich des AusländerbeschäftiglJngsge­

setzes auszunehmen. 
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B. Besonderer ~eil 

Zu Artikel I Z 1 (§ 1. Ahs. 2 lit.h, i und j) 

Der derzeitige Ausnahmenkatalog vom Geltungshereich des Auslän­

derheschäft igllngsgesetzes so 11 durch nachstehende PersonengruPI:?E~n 

prgänz t werden '. 

Die Ausnahme urL~r lit. h lImfaßt nur Südtiroler, weil nur diese 

Ausländer in ö~terreich in eInem 6ffenLlich-rechtlichen Dienstver­

hä]tnis beschäftigt werden können (§ 2 des Bundesgest->t7.es iillPt' die 

Gleichstellung: von Südtirolern mit 6sLerreichischen StaaLsbiirgern 
! 

auf bestimmteniVerwaJtungsgebieten, BGBl.Nr. 57/1979). 

Für die unter Jit. i angeführten Personengruppen erscheint 1m 

Hinblick auf dle grundrecht1ich gewährte Freiheit der Wissen­

scha ft sowie die daraus entspr ingende Aut~onClrnie der Hochscllu 1 en 

die Ausnahme gerechtfertigt. Die angeführten Personengruppen -

mit Ausnahme der ausländischen Vertragsassistenten - waren schon 

bisher seit Jahren im Wege einer Verwaltungsverordnllng gemäß § 1 

Abs. 4 vom Geltungsbereich ausgenommen. Nunmehr soll diese Aus­

nahme bereits pnn,ittelbar im Gesetz unter gleichzeitiger Einbe­

ziehung auch d~r ausländischen Vertragsassistenten statlJiert 

werden. 

Hinsichtlich der ausländischen Ärzte und Pharmazeuten (Jit. j) 

besteht ein bedarfsorientiertes Zulassungsverfahren im Bereich 

der Gesundheittbehörden. Schon bisher waren diese Personen, so­

fern deren Tätigkeit im Rahmen eines arbeitnehmerähnlichen Ver­

hältnisses erfolgte, vom gegenständlichen Geltungsbereich ausge­

nommen. Nunmehr soll eindeutig klargestellt werden, daß auslän­

dische Ärzte und Pharmazeuten hinsichtlich ihrer Tätigkeiten als 

Ärzte und Pharmazeuten nicht nur im Rahmen eines arbeitnehmerähn­

lichen Verhältnisses, sondern auch im Falle eines Arbeitsverhält­

nlsses vom Geltungsbereich ausgenommen sind. 
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Zu Artikel I Z 2 es 1 Abs. 4 ) 

Die in diesem Gesetzentwurf enthaltenen Zulassungskriterien für 

erstmalig in österreich zu beschäftigende Ausländer (vgl. Z 13 -

S 4b) machen es erforderlich, Erleichterungen für bestimmte Perso­

nengruppen vorzusehen, bei denen die arbeitsmarktmäßige Beurtei­

lung nur eine untergeordnete Rolle spielt. Durch die Verordnungs­

ermächtigung soll dem Bundesminister für Arbeit und Soziales die 

Möglichkeit gegeben werden, solche Personengruppen zu definieren; 

als solche kämen beispielweise Künstler oder betriebsentsandte 

Ausländer in Betracht. 

Zu Artikel I Z 3 und 4 (s 2 Abs. 2 lit.e und S 2 Abs. 3 lit.c): 

Damit wird klargestellt, daß überlassene Arbeitskräfte auch im 

Verhältnis zum Beschäftiger unter den Beschäftigungsbegriff und 

der Beschäftiger unter den gletchzuhaltenden Arbeitgeberbegriff 

des Ausländerbescltäftigungsgesetzes fallen. 

Zu Artikel I Z 5 es 3 Ahs. 5): 

Die Möglichkeit, Volontäre bis zu drei Monaten zu beschäftiyen, 

ohne daß hiefür eine Beschäftigungsbewilligung erforderlich isl, 

wurde vielfach dafür benützt, um die Bewilltgungspflicht für aus­

ländische Arbeitskräfte zu umgehen; es soll daher künftig der 

Nachweis verlangt werden, daß die Ausländer im Ausland irl einem 

Ausbildungsverhältnis stehen. Dadurch soll die mißbräuchliche 

Verwendung aus I ändi scher Arbeitnehmer, d je als Vt) lont:~ t"f" dllgegF:'ben 

werden, nicht mehr möglich sein. 

Zu Artikel I Z 6 es 3 Abs. 6): 

Im Rahmen des Ausbaus von Maßnahmen der Arbeitsmarktverwaltung 

gegen illegale Beschäftigung von Ausländern hat der jpweilige 

Inhaber einer Beschäftigungsbewilligung oder eines Befreiungs­

scheines im Falle der Durchführung von Kontrollmaßnahrnen, den 

Nachweis seiner Berechtigung am Arbeitsplatz jederzeit zur Ein­

sicht bereitzuhalten. Damit kann an Ort und Stelle im Zuge von 
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1 Kontrollmaßnahmen sogleich die Rechtmäßigkeit der Beschäftigung 

geprüft werden. 

Zu Artikel I Z 7 (§ 4 Abs. 1): 

nie bereits bisher in der Verwaltungspraxis weitgehend berücksich­

tigte Vorgangsweise, bei der Vermittlung von Arbeitskräften dem 

Integrationsgr~d der ausländischen Arbeitskräfte Rechnung zu 
i 

tragen, soll n~nmehr auch eine gesetzliche Grundlage erhalten. Aus 

der Berücksichtigung sozialer Kriterien ergibt sich, daß bei 

Vorhandensein ~eeigneter Arbeitskräfte, welchen Vorrang bei der 

Eingliederung ~n den Arbeitsmarkt zukommt, nicht integrierte 
I 

Ausländer oder! Ausländer mit geringerem Integrationsgrad nicht 

bewilligt werden können. 

Zu Art.:.ikel I 7.1 8 (§ 4 Abs. 3 Z 7): 
i 

i 

Die erstmaligd Erteilung elner Beschäftigungsbewilligung soll 

bindend von ddr Ausstellung einer Sicherungsbescheinigung (§ 11), 

bevor der Ausländer zur Arbeitsaufnahme einreist, abhängig gemacht 

werden. Damit soll gewährleistet werden, daß der legale Erwerb und 

somit die wir~schaftliche Existenzmöglichkeit des Ausländers 

bereiLs gesic~ert ist, bevor er sich in das Bundesgebiet begibt. 

Diese Bestimmung liegt auch im Sinne der mit den meisten Staaten 

abgeschlossenen SichLvermerksabkommen, wonach die Einreise zur 

Arbeitsaufnahme nur mit einem entsprechenden, aufgrund des Vorwei­

ses einer Sicherungsbescheinigung auszustellenden Sichtvermerk 

zulässig ist. 

Die Voraussetzung des Vorliegens einer Sicherungsbescheinigung vor 

erstmaliger Arbeitsaufnahme soll für Personen entfallen, welche 

sich bereits drei Jahre berechtigt in österreich aufgehalten 

haben. Damit Bollen diejenigen Ausländer, welche bereits Bezugs­

punkte zu österreich durch den langen berechtigten Aufenthalt 

haben, einen erleichterten Zugang zum Arbeitsmarkt haben. Ebenso 

sind Asylwerber auszunehmen, da die Beibringung einer Sicherungs­

bescheinigung für diesen Personenkreis nicht in Betracht kommt. 
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Zur Bereinigung der Situation von Ausländern, welche sich bereits 

in österreich aufhalten, ist in den Ubergangsbestimmungen (§ 32 

Abs. 4) vorgesehen, daß das Erfordernis einer Sicherungsbescheini­

gung für Ausländer, welche sich zum Zeitpllnkt des Inkrafttretens 

dieses Entwurfes bereits seit einem Jahr im Bundesgebiet aufhal­

ten, entfällt. 

Zu Arti.kel I Z 9 und 12 (§ 4 Abs. 3 Z 8 und § 4 Abs. 9): 

Bereits bisher wurde bei Erteilllng elner Bewilligung zur grenz­

überschreitenden Uber]assung von einer neuerlichen Prüfung der 

Arbeitsmarktlage und einer weiteren Anhörung der Sozialpartner im 

Ausländerbesctläftigunysverfahren abgesehen. Nunmehr solJ diese 

Vorgangsweise ausdrücklich im Gesetzesentwurf verankert werden. 

Das Fehlen der erforderlichen Bewilligung zur gren7UbersdlreiLf··n­

den Überlassung soll einen gesonderten AbJehnungsgrund bilden. 

Zu Artikel I Z 10 und 17 (§ 4 Abs. 3 Z 1.5 und § 12a): 

Damit soll die Voraussetzung geschaffen werden, daß för alle 

Verfahrensbereiche im AusländerbeschbiftigllnysgeseLz (Kontingent-, 

KontingentUberziehungs- und Normalverfahren) bei Erteilllng einer 

Rpsc'häftigungsbewi 11igung ein höchstmögl ichf"r Ällsländ("t"dntej 1 an 

den Beschäftigten in einem Betrieb, sofern dies in einer Verclrd­

nung nddl § 12 nc1er in ei.nern KollektivvF~rtrag (fest~gpseL~t ü:-d, 

eingehalten wird. Im § 12a (Art. I Z 21> wü"d zugleich die gesetz:­

lil~hp Grundlagp für dip Festsptzung so]ch(-!t" llochst.mligl lehet" Äll.S­

l~nderanteile jn Kollektivverträgen geschaffen. 

Zu A d~ i ke 1 T Z 11 (§ 4 Abs. 4): 

Gemäß § 4 Abs. 3 Z S ist die Erteilung el_ner Beschäftigungsbe­

willigung von der sog. "Unterkunftserklärung" dbhängiy, d.h. es 

hat der Unterkunftsgeber zu bestätigen, daß der Ausländer eine 

ortsübliche Unterkllnft hat. Ndch § 4 Abs. 4 besteht eine Verord­

nungsermächtigung, bei bestimmten Personengruppen von diesem 

Nachweis abzusehen, wenn angenommen werden kann, daß dufgrund der 
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beruflichen Täti~keit und sonstiger Umstände eine ortsübliche 

Unterkunft vorliegt. Für Künstler, leitende Angestellte und Jour­

nalisten sowie für Ausländer mit kurzfristigen Beschäftigungen und 

für zur Montage entsandte Ausländer wurden aufgrund dieser Ermäch­

tigung bereits A~snahmen vorgesehen. Nunmehr soll einem Erforder­

nis der Praxis R~chnung getragen werden, auch solche Personen 

auszunehmen, de~en die Beibringung einer Erklärung, daß sie über 

eine ortsühlich~ unterkunft verfügen, nicht zugemlltet werden kann. 

So ist es in der Regel nicht zumutbar, von Asylwerbern ir\ Bundes­

betreuung die Ortsüblichkeit ihrer Unterkunft im Flüchtlingslager 

zu verlangen. A4ch für Grenzgänger, d.h. für Ausländer t die täg-
! 

lich von ihrem Wohnort im Ausland zur Arbeit komment sollte nun­

mehr von der Unterkunftserklärung abgesehen werden können. 

Zu Artikel I Z 13 und 17 (§§ 4b t 4c und 11 Abs. 2): 

Die erstmalige Zulassung von Ausländern zum österreichischen 

Arbeitsmarkt t mit der eine unmittelbare Ausweitung des Arbeits­

kräftepotentials verbunden ist, soll gemäß § 4b künftig nur mehr 

dann mögli~h sein t wenn entweder das Verhältnis der für die Durch­

führung der Vermittlung eindeutig und klar strukturierten offenen 

stellen zu den vorgemerkten Arbeitslosen oder die einhellige 

Befürwortung der Sozialpartner die Notwendigkeit dafür belegen. 
! 

Der NachweiSt daß eine konkrete Ersatzkraft zur Verfügung steht t 

soll in Hinkunft keine Voraussetzung für die Ablehnung des Antra­

ges sein t vielmehr soll ausschließlich das Arbeitskräftepotential t 

welches für eine Vermittlung grundsätzlich in Betracht kommt, 

maßgeblich sein. Bei der Gegenüberstellung der offenen Stellen 

und der zur Vermittlung vorgemerkten Arbeitslosen (Stellenan­

drang) wären daher allch alle Ausländer zu berücksichtigen t die 

Intergrationsmerkmale aufweisen. Unter die zur Vermittlung vorge­

merkten Inländer würden jedenfalls auch solche Personen fallen t 

bei denen eine Vermittlung unter weitestmöglichem Einsatz von 

Förderungsmaßnahmen im Sinne des Arbeitsmarktförderungsgesetzes 

in Betracht kommt. Sollte sich allerdings im Zuge von Vermitt­

lungsbemühungeq der Arbeitsämter herausstellen t daß der Meldung 

einer offenen stelle im Hinblick auf die gebotenen Lohn- und 
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Arbeitsbedingungen, auf die fehlende Bereitschaft, geeignete 

Arbeitskräfte zu beschäftigen, oder auf die fehlende Angemessen­

heit des Ausmaßes des gemeldeten Bedarfes, kein ernsthafter Bedarf 

an Arbeitskräften gegenübersteht, wäre diese für die Ermittlung. 

der Anzahl der offenen stellen nicht heranzuziehen. 

Durch den neuen S 4c soll dem Ausländer der freie Arbeitsplatz­

wechsel im Rahmen der Fachgruppe, in der er zuletzt mit Beschäfti­

gungsbewilligung beschäftigt war, eingeräumt werden. Voraussetzung 

dafür soll eine drei jährige allgemeine Beschäftigungszeit sein, 

wobei nur jene Tätigkeit des Ausländers, die er zuletzt in einer 

Fachgruppe ausgeübt hat, für die Erleichterung maßgeblich sein 

soll. 

Um eine einfache und rasche Administration dieser neuen Regelung 

sicherzustellen, soll am Prinzip der Antragsteilung durch den 

Arbeitgeber und auch an der Bewilligungserteilung an diesen fest­

gehalten werden. Dadurch wird auch vermieden, daß der Ausländer 

mit Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben belastet wird. 

Auch die Zuordnung zur jeweiligen Fachgruppe nach der Fachgruppen­

ordnung insbesondere im Kontingentverfahren (S 23) ist nur gewähr­

leistet, wenn grundsätzlich am bewährten System des Ausländerbe­

schäftigungsgesetzes festgehalten wird. 

Durch den Verzicht auf die Prüfung der im allgemeinen für die 

Erteilung der Beschäftigungsbewilligung geltenden Voraussetzungen 

(S 4 Abs. 1 und 3) und die Anhörung der Interessenvertretungen der 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer (S 20 Abs. 2) kann eine rasche Be­

willigungserteilung sichergestellt werden, sodaß die MobiJität 

innerhalb des Kontingentes oder der Fachgruppe und desselben 

Bundeslandes nicht durch administrative Hemmnisse behindert wird. 

Auf die überprüfung der Lohn- und Arbeitsbedingungen kann insbe­

sondere deshalb verzichtet werden, weil der Arbeitgeber ohnehin 

die Auflage erfüllen muß, daß er den Ausländer nicht zu schlech­

teren Lohn- und Arbeitsbedingungen beschäftigt, als für die Mehr­

zahl der bezüglich der Leistung und Qualifikation vergleichbaren 

inländischen Arbeitnehmer des Betriebes gelten (S 8 Abs. 1 
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AusIBG). überd~es ist anzunehmen,daß der Ausländer, der bereits 

bisher in dieser Fachgruppe beschäftigt war, nach einer allge­

melnen Beschäftigungszeit in österreich von mindestens drei Jah­

ren bereits Kenntnis hat, welche Lohn- und Arbeitsbedingungen in 

. einem konkreten Bereich üblich sind. Um jedenfalls im nachhinein 

eine überprüfung der Einhaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen 

siciherzustellen, soll die BeschäftigungsbewilJ igung mit der Auf~ 

lage zur Vorla~e eines Dienstzettels an das Arbeitsamt verbunderl 

werden (vgl. Art. I Z 16, § 8 Abs. 3). 

Zu Artikel I Z 14 (§ 7 Abs. 5): 

§ 11 des Mutterschutzgesetzes sieht elne Ablaufhemmung der Be­

schäftigungsbewilligung und des Befreiungsscheines einer Auslän­

derin im Falle der Schwangerschaft und der Entbindung his Zll dem 

Zeitpunkt vor, in dem ihr Dienstverhältnis nach den geltenden 

gesetzlichen Qnd vertraglichen Bestimmungen rechtsgültig beendet 

werden kann. § 6 Abs. 3 des jüngst in Kraft get_retenden Eltern­

Karenzurlaubsgesetzes enthält eine entsprechende Bestimmung f~r 

den Ausländer, der einen Karenzurlaub nach diesem Gesetz 1n An­

spruch nimmt. Durch die im Entwurf vorgesehene Ergänzung sollen 

beide Bestimmung in ihrer geltenden Fassung Eingang in das AuslBG 

finden. 

Zu Artikel I Z 15, 29 und 32 (§ 7 Abs. 7, § 19 Abs. 5 und § 20 

Abs. 5): 

Die Regelung, wonach ein Antrag auf Verlängerung einer Beschäfti­

gungsbewilligung nur dann als rechtzeitig anzusehen ist, wenn er 

spätestens vi~r Wochen vor Ablauf eingebracht wurde, und die damit 

im Zusammenha~g stehende Verfahrensregelung hinsichtlich ver­

spätet, wenig~r als vier Wochen vor Ablauf der Beschäftigungsbe­

willigung, einlangender Verlängerungsanträge hat sich in der 

Praxis als wenig wirksam erwiesen und wäre daher aus dem Rechts­

bestand auszuscheiden. 

1 

1 
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Zu Artikel I Z 16 (§ 8 Abs. 3); 

Gemäß § 4 Abs. 3 Z 4 darf eine Beschäftigungsbewilligung nur 

erteilt werden, wenn die Gewähr gegeben ist, daß der Arbeitgeber 

die Lohn- und Arbeitshedingungen einschließlich der sozialversi­

cherungsrecht: I j ehen Vorsehr i ften einbä 1 t. Zur Prüfung dieser 

Voraussetzung ist das Arbeitsamt derzeit im wesentlichen auf die 

Angaben des Arbeitgebers iln Antrag auf Beschäftigungsbewilligung 

angewiesen. Dies reicht nicht zu einer wirksamen Kontrolle, ob die 

Lohn- und Arbeitsbedingungen auch tatsächlich eingehalten werden, 

aus. Es ist daher notwendig, den Arbeitgeber zu verpflichten, die 

arbeitsvertraglichen Rahmenbedingungen dem Arbeitsamt bekanntzuge­
ben. 

Zu Artikel I Z 18 (§ 12 Abs. 1 und 2); 

In elnem derzeit anhängigen Verfahren vor dem Verfassungsgerichts­

hof steht durch die inl § J2 Abs. 1 enthaltene Formulierung, wonach 

dem Bundesminister für Arbeit und Soziales "in Entsprechung" eines 

gemeinsrtmen Antrages der in Betracht kommenden kollektivvertrags­

fähigen Körperschaften der Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Fest­

setzung eines Kontingents die Frage eiTler allfälligen Bindung des 

Bundesministers für Arbeit und Soziales an einen solchen gemeinsa­

men Antrag in verfassungsrechtlicher Diskussion. Die Neuregelung 

sieht daher für die in Betracht kommenden kollektivvertragsfähigen 

Körperschaften das Antragsprinzip vor. Damit soll eindeutig eine 

verfassungsrechtlich nicht zulässige Bindung des Bundesministers 

für Arbeit und Soziales außer Streit gestellt werden. Zugleich 

soll die ausdrückliche gesetzljche Ermächtigung geschaffen wer­

deli, auc~h hc)chsLz u 1 äss j ge Antei 1 e der Aus länder an den Beschäftig­

ten eines Betriebes auf Antrag der kOllektivvertragsfähigen Kör­

perschaften im Verordnungsweg festzusetzen. Diese Erweiterung der 

Verordnungsermächtigung soll auch für jene Kontingente gelten, 

die der Bundesminister für Arbeit und Soziales ohne Antrag der 

Kontingentpartner festsetzt. Für diese Kontingente sollen jedoch 

vor deren Festsetzung künftighin die zuständigen kollektivver­

tragsfähigen K6rperschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
angehört~ we rden. 
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Zu Artikel I Z 19 (§ 12 Abs. 3): 

Aufgrund der derzeitigen Rechtslage sind Befreiungsscheine auf 

Kontingente anzurechnen. Insbesondere im Hinblick auf die längere 

Geltungsdauer des BefreiungsHcheines und die Möglichkeit während 

dieser Geltungsdauer die berufliche Tätigkeit wiederholt zu wech­

seln, wäre hinsichtlich der Befreiungsscheine die Anrechnungsbe­

stimmung ersatzlos zu streichen. 

Zu Artikel I Z 20 (§ 12 Abs. 4): 

Im Zusammenhang mit der Begutachtung von Kontingentverordnungen 

und § 12 wurde die Praxis kritisiert, daß in Einzelfällen Kontin­

gente ohne ausreichende gesetzliche Deckung rückwirkend in Kraft 

gesetzt werden. Künftighin soll in jenen Fällen, in denen Kontin­

gentanträge so spät einlangen, daß eine rechtzeitige Erlassung der 

für die Festsetzung der Kontingente notwendigen Verordnung vor 

dem in Aussicht genommenen Termin für das Inkrafttreten nicht mehr 

möglich ist, ein rückwirkendes Inkrafttreten gesetzeskonform 

ermöglicht werden. 

Zu Artikel I IZ 22 bis 27 (§§ 1S und 1Sa): 

Die Erfahrungen mit der Novelle aus dem Jahr 1988 haben gezeigt, 

daß der Weg, Erleichterungen bei der Erlangung des Befreiungs­

scheines für bereits lange in österreich tätige Ausländer zu 

schaffen, grundsätzlich richtig war. Dieser Weg soll daher fortge­

setzt werden, und in einem weiteren Schritt der Zugang zum Be­

freiungsschein neuerlich erleichtert werden. Gleichzeitig sol] 

auch eine Erleichterung im Verfahren auf Ausstellung eines Be­

freiungsscheines Platz greifen, weil sich mittlerweile gezeigt 

hat, daß der Nachweis der ununterbrochenen Besrhäftigung und das 

aufwendige System von Ersatzzeitenregelungen immer mehr admini­

strative Probleme mit sich bringt. Darüber hinaus soll eine EDV­

gerechte Lösung gefunden werden. 
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AllS den gewonnenen Erfahrungen ergeben sich daher die nachstehen­

den Schwerpunkte, duf denen die Neuregelung basiert. 

- Innerhalb einer Rahmenfrist von acht Jahren milssen filnf Jahre 

Beschäftigungszeiten in österreich liegen; dadurch kann das 

aufwendige System der Ersatzzeiten im bisherigen S 15 Abs. 2 

entfallen. Es kann auch auf die bisher vorgesehene Differenzie­

rung hinsichtlich der Dauer der Ersatzzeiten flir Ausländerinnen 

im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Geburt ohne Schlechter­

steIlung der ausländischen Mütter verzichtet werden. Durch die 

NeuregeJllng wird es m6g1ich sein, innerhalb von acht Jahren drei 

volle Karenzurlaube nach dem Mutterschutzgesetz außerhalb eines 

Dienstverhältnisses ohrle Verlust der Anwartschaft auf den Be­

freiungsschein in Anspruch zu nehmen; nach der geltenden Rege­

lung ist dies nur zwei Mal m6glich. Festzuhalten ist, daß Ka­

renzurlaube nach dem Mutterschutzgesetz innerhalb eines Dienst­

verhältnisses auch nach der Neuregelung als Beschäftigungszeiten 

gelten, d.h. voll auf die filnf Jahre Beschäftigungszeiten anzu­

rechnen sind. 

- Beim Befreiungsschejn für die zweite Generation soll es in 

Hinkunft nicht mehr erforderlich sein, daß sich wenigstens ein 

Elternteil zum Zeitpunkt der AntragsteIlung bereits fünf Jahre 

im Bundesgebiet aufhält. Es wird genügen, wenn sich ein Eltern­

teil vor diesem Zeitpunkt fünf Jahre in österreich aufgehalten 

hat. 

Der Befreiungsschein soll 1n Hinkunft auf die Dauer von fünf 

Jahren ausgestellt werden. 

- Für die Verlängerung des aufgrund langer Beschäftigungszeiten 

erworbenen Befreiungsscheines soll ebenfalls das System der 

Ersatzzeiten aufgegeben werden; eine Verlängerung wird dann zu 

erfolgen haben, wenn während der letzten fünf Jahre mindestens 

drei Jahre Beschäftigungszeiten nachgewiesen werden können. 

Zu Artikel I Z 28 (S 16): 

Die Widerrufsbestimmungen wären den neuen Bestimmungen über die 

Anspruchsvoraussetzungen für den Befreiungsschein anzupassen. 
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I 

Zu Artikel I Z;30 (§ 19 Abs. 7): 
I 

In Hinkunft soll 1n jenen Fdllen, in denen die Arbeitsmarktverwal­

tung ein besonderes Interesse an der Vermitt~l\lng von ausländischen 

Arbeitskräften hat, ohne Rücksicht auf einen allfälligen Anspruch 

auf Leist_ungen i aus der Arbeitslosenversicherung ei ne alllt.swegi ge 

Vermittlung un~ damit eine BewiJligungst-:'rtc:,ilung ohne AnLrag­

stellung durchiden Arbeitgeber oder im Falle des RefreiungAs~hei-
, 

nes durch den ~usländer mögli~h sein. 

Zu Artikel I Z 31 (§ 20 Abs. 2): 

Im Hinblick darauf, daß in Hi.nkunft der Anspruch auf Ausstellung 

eines Befreiungsscheines von präzise formulierten VorausseLzungen 

abhängen soll, wäre auf die Anhörung der kollektivvertragsfälligen 

Körperschaft_en der Arbeitgeber und der Arbeit_nehmer oder des 

Verwaltungsaus~chusses zu verzichten. Im übrigen soll die Mög-

1 ichkeit der pauscha len Befürwort:ung der' ErLe i] ung von Beschäf­

tigungsbewilligungen dahingehend ausgebaut werden, daß unter 

bestimmten Vorausset.7.ungen eine pallscha le Refürwo t'tung nicht nu t.' 

bei Anträgen auf Verlängerung einer Beschiiftj gutlgsbewi 1] igung 

mög I ich ist, s!ondern allch dann, wenn es s ich um e.i ne We i te d)e-
I schäftigung d~s Ausländers bei einem anderen Ad)f:~i tgeber' in der 

selben Branche oder in der nächsten Saison beim selben Arbeitgeber 

handelt. 

Zur Beschleunigung des Verfahrens sollen die Anhörungsberechtigb>n 

verpf 1 ichtet werden, ihre Äußerung bi onen einer Woche abzugebf>.n. 

Zu Artikel I i 33 (§ 20 Abs. 8): 

Durch Einführung der EDV im Laufe des .. Tdhres 1990 1m Verfahren auf 

Erteilung von Reschäftigungsbewilligungen besteht die technische 

Möglichkeit, Bescheide, die driH LandesarbeitsamL im KontingenL-

überz if~hungsverfahren zu er 1 aSSf>n hClt f beim A dlP i tsaITlt·~ CI llS;;;U­

drucken. War es bereits bisher Praxis, daR s()l(~be Beschei<1(~ von 

den Arbeitsämtern z llgf-~ste l.1t wurden und i In Gegenzug Vprwa 1 tungsa b­

gaben kassiert wurden, so wird durch diese RpsLirnrnung .im EDV-
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unterstUtzerJ Verfahren die dafUr erforderliche rechtliche Grundla­

ge geschaffen. 

Zu Artikel I Z 34 bis 36 (S 26 Abs. 2 bis 5): 

Im Hinblick auf die in der öffentlichkeit wiederholt vorgebrachte 

Zllnahme der illegalen Resch~ftigung von Ausländern isl es zur 

Durchsetzung der Vorschriften des Ausländerbeschäftigungsgesetzes 

erforderlich, f~r die Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung 

Ilmfassende und zielgerechte Kontrollmöglichkeiten zu eröffnen. 

Die Organe der Arbeitsmarktverwaltung sollen nunmehr jederzeit 

ungehinderten Zutritt zu allen Betriebsstätten und Arbeitsstellen 

haben und diesen b~i begründetem Verdacht auf Nichteinhaltung der 

Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes allenfalls auch 

gegen bestehende Hindernisse durchsetzen können. 

Dies soll etwa auch dann möglich werden, wenn die Gefahr besteht, 

daß ohne Eingreifen der Arbeitsmarktverwaltung wesentliche Beweise 

für eine nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz strafbare Handlung 

beseitigt würden. 

Als Arbeitsstellen sind alle stellen in Räumen, die keine Be­

triebsräume sind und an denen Arbeiten ausgeführt werden, anzuse­

hen. Die Arbeitsstellen im Freien können sich auf dem Betriebsge­

lände oder außerhalb des Betriebsstandortes befinden, wie Bau- und 

MontagesteIlen oder etwa auch Verkaufsstände. 

Grundsätzlich soll der Arbeitgeber und der Betriebsrat über Kon­

trollen in seinem Betrieb verständigt werden, es sei denn, daß 

dadurch der Erfolg der Kontrolle in Frage gestellt würde. Eine 

Erlaubnis zur Kontrolle des Betriebes bzw. der Arbeitsstellen 

soll jedoch nicht erforderlich sein. 

Die pflicht des Arbeitgebers, Zutritt zum Betrieb zu gewähren, 

geht über ein bloßes Dulden hinaus. Sie beinhaltet auch die Ver­

pflichtung, sonst verschlossene Räumlichkeiten zu öffnen, sofern 

sich darin Arbeitnehmer aufhalten könnten oder angenommen werden 
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kann, daß darin Beweise für die Nichteinhaltung der Bestimmungen 

des Ausländer~eschäftigungsgesetzes aufzufinden wären. 

Durch die nunmehrige Regelung soll klargestellt werden, daß die 

Organe der Arbeitsmarktverwaltung das Recht haben, jederzeit die 

IdenLität all~r Personell, die sich auf dem Betriebsgelände befin-
I 

den, zu überp~üfen, um so Personen, die entgegen den Bestjmmungen 
I 

des Ausländer~eschäftigungsgesetzes beschäftigt werden, festzu-

stellen. Bish~r war der Arbeitgeber nur verpflichtet, Anzahl und 

Namen der im Betrieb beschäftigten Ausländer bekanntzugeben. 

Die Kontrollmöglichkeit soll auch auf Fahrzeuge ausgedehnt werden, 

in denen die Ausländer zur Arbeitsstelle befördert werden. Als 

dem Arbeitgeber zurechenbar ist ein Fahrzeug etwa dann anzusehen, 

wenn es als Aufschrift die Firmenbezeichnung trägt oder offen­

sichtlich dazu benützt wird, ausländische Arheitskräfte anzuwer­

ben. 

Zu Artikel I Z 37 (§ 27): 

Die Organe der Arbeitsmarktverwaltung sollen berechtigt werden, In 

allen Kontrollangelegenheiten, insbesondere bei Feststellung der 

Identität ode~ zur Durchsetzung des Zutritts zum Betrieh, die 

Hilfe der OrgAne des öffentlichen Sicherheitsdienstes in Anspruch 

zu nehmen. Diese sollen zur Hilfeleistung verpflichtet werden. 

Durch die vorliegende Bestimmung soll die gemäß Artikel 18 B-VG 

erforderliche Kompetenzregelung filr die Exeklltive geschaffen 

werden. 

Zu Artikel I Z 38 (§ 28 Abs. 1): 

Entsprechend den neuen Bestimmungen in den §§ 3 Abs. 5 und 6, 26 

und 27 wären zusätzliche straf tatbestände in den § 28 aufzunehmen. 

299/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 33 von 50

www.parlament.gv.at



- 17 -

Zu Artikel I Z 39 (§ 28 Abs. 4): 

Wie festgestellt werden mußte, kann die unberechtigte Beschäfti­

gung von Ausländern zu teilweise heträchtlichen Erträgen führen; 

CllH"ch die Aufnahme dieser Bestimmung soll die Berücksichtigung 

sn]C'!ler" Fd] Je bei der St.rafbemessung und eine Abschöpfung des 

dabei erzielten wirtSl!haft.l ichen Ertrages und Vorteiles ermöglicht 

werden. Dif~ Verhängung einer empfi nrll icll(:"n stri'ife auch hei erst­

m.:'lliger Regphung eines solchen Oe] ikts soll die prävent.ive Wirkung 

deut 1 il!h vPt'sLärken. 

7,u Artikel I Z 40 und 41 (§§ 28a und 30): 

Um sj(~herzustellen, daß die Belange der Arbeitsmarktverwaltung in 

erlLsprechender Weise Berücksichtigung finden können, sol] ihr in 

ClI I pn Ve t" [d hren, cl i e die Bez irksverwa 1 tungshehörde im Ra hmen des 

Aus] änderbeschd ftigungsgesetMc's du reh zuführen hat., vo 11 e Pa rte i­

stellung eingc~ri4umt wen]en. 

Auch das Recht 7,ur BfC:schwf~rde]egitimaLion beim Verwaltungsge­

riclllshof soll nunmehr der Arbeitsmarktverwaltung zustehen, um 

eine Obet"prüfung der Entscheidungt>n der zwei ten lnst.anz bei keiner 

oder zu gerInger Bestrafung zu erm6g1il!hen. 

Zu Artikel 17, 42 (§ 32): 

Im § 27 ist normj.ert, daß dje Tr~ger der Sozialversicherung und 

der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 

verpflichtet sind, Versjcherungszeiterl auf automationsunterstütz­

tem Weg den Dienststellen der Arbeitsmarklverwaltung zu übermit­

tel n. Im Rahmen del" Novell e des Aus 1 änderbeschä ftigungsgesetzes, 

BGBl.Nr. 231/1988, wurde festgelegt, daß bis zum Zeitpunkt des 

Vorliegens der technischen Voraussetzungerl für diese Übermittlun­

gen die Arbeitgeber die Beschäftigungsaufnahme eines Befreiungs­

scheininhabers und die Beendigung der Beschäftigung eines Auslän­

ders den Arbeitsämtern zu melden haben (§ 26 Abs. 2). Die in § 32 

Abs. 1 normierte Verordnungsermäclltigung sieht vor, daß dieser 

Zeitpunkt durch den Bundesminister für Arbeit und Soziales im 
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Bundesgesetzbliatt verlautbart, wird. Ab diesem Zeitpunkt soll die 

angesprochene Meldeverpflichtung der Arbeitgeber und die entspre­

chende strafsanktion im § 28 entfallen. 

Abs. 2 soll lediglich die verfahrensrechtliche Behandlung von 

Anträgen auf Ausstellung von Befreiungsscheinen w~hrend der Legis­

vakanz regeln. 

Abs. 3 sieht vor, daß auf jene Kontingente, bei deren Inkraft­

setzung noch ~on einer Anrechnung der Befreiungsscheininhaber auf 

das Kontingen~ auszugehen war, für deren Geltungsdauer weitprhin 

Befreiungssch~ine anzurechnen sind. Dadurch soll vermieden wprden, 

daß mit lnkrafttreten dieses Bundesgesetzes durch den Wegfall der 

Anrechnung der Befreiungsscheine bisher allsgeschöpfte Kontingente 

plötzlich freie Kontingentplätze aufweisen, obwohl die Arbeits­

markt- und Beschäftigungslage unverändert ist. Für die nach dem 1. 

Juli 1990 in ~raft tretenden Kontingente ist diese Sonderregelung 

nicht mehr erforderlich, weil die Tatsache, daß Befreiungsscheine 

nicht mehr auf das Kontingent angerechnet werden, bereits bei der 

Kontingentfestsetzung berücksichtigt werden kann. 
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geltender Text 

§ 1. 1(2) Die Bestimmungen dieses Buudesgesetzes sind nicht 
anzuwenden auf . . . . . 

(4) Der Buudesmmister für soziale Verwaltung kann uch 
Anhörung des Ausländeraussc:husses (§ 22) durch Veronlnung 
weitere Ausnahmen vom Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes 
festlegen, sofern es sich um ähnliche wie die im Abs. 2 aufgezähl­
ten Personengruppen handelt und es die allgemeine Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes unter besonderer Berücksichti­
gung der Schutzinteressen der betroffenen inländischen Arbeit­
nehmer zuläßt, 

Textgegenüberstellung 

Text'gemäß Entwurf 

§ 1. ~2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind nicht 
anzuwenden auf 

..... 
h) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit in einem öffentlich­

rechtlichen Dienstverhältnis; 

il ausländische Honorarprofessoren, Dozenten, Lektoren, In­

struktoren, Lehrbeauftragte und Vertragsassistenten hinsicht­

lich ihrer Tätigkeit an österreichischen Universitäten, an der 

Akademie der bildenden Künste oder an Kunsthochschulen; 

jl Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Ärzte oder Phar­
mazeuten.-

(41 Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann nach Anhö­

rung des Ausländerausschusses ( S 22) durch Verordnung 

1. weitere Ausnahmen vom Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes 

für ähnliche wie die im Abs.2 aufgezählten Personengruppen, 
festlegen oder 

2. Personengruppen aufgrund der besonderen Art ihrer beruf­

lichen Tätigkeit oder sonstiger Umstände für den Bereich 

einzelner oder mehrerer Landesarbeitsämter von der Anwendung 

der Voraussetzungen für die Erteilung der Beschäftigungsbe­

willigung bei erstmaliger Beschäftigung des beantragten 

Ausländers ausnehmen, 

sofern es die allgemeine Lage und Entwicklung des Arbeitsmark­

tes unter besonderer Berücksichtigung der Schutzinteressen der 

betroffenen inländischen und ausländischen Arbeitnehmer zu-

läßt. 
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geltender Text 

§2.j ..... 

(2) Als Beschäftigung gilt die Verwendung 

c:) in einem AusbildungsYerhältnis oder 
d) nach den Bestimmungen des § 18. 

(3) Den Arbeitgebern gleic:hzuhalteu sind 
a) In den Fällen des Abs. 2lit. b die inländischen Vertrags­

partner jener Personen, für deren Verwendung eine Beschifti­
gungsbewilligung erforderlich ist, und 

b) in den Fällen des Abs.2 lit. c und d der Inhaber des 
Betriebes, In dem der Ausländer beschäftigt wird, oder der 
Veranstalter. 

§ 3. 1 ••••• 

(5) AusUinder, die ausschließlich zum Zwecke der Erweite­
rung und Aawendung yon Kenntaissen zum Erwerb yon Fertigkei­
ten für die Praxis ohne Arbeitspflicht und ohne Entgeltaasprach 
(Volontäre) bis drei Monate beschäftigt werden, bedürfen keiner 
Beschäftigungsbewilligung. Die Beschäftigung ist yom lahaber 
des Betriebes, in dem der Ausländer beschäftigt wird, spätesteus 
am Tag der Arbeitsaufnahme dem zuständigen Arbeitsamt 
anzuzeigen. 

§ 4. (I) Die Beschäftigungsbewilligung ist, soweit im 
folgenden nicht anderes bestimmt ist, zu erteilen, wenn die Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes die Beschäftigung zuläßt 
und wichtige öffentliche oder gesamtwirtschaftliche Interessen 
nicht entgegenstehen. 

Text gemlß Entwurf 

§ 2 .• , •.•• 
(2) Als Beschäftigung gilt die Verwendung 

c) in einem-Ausbildungsverhältnis} 
d) nach den Bestimmungen des § 18, oder 

e) überlassener Arbeitskräfte im Sinne des S 3 Abs. 4 des 

Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes, BGBI.Nr. 196/1988. 

(3) Ina Arbeitgebern gleichzultaUeH!IIIl ____ _ 

a) in den Fällen des Abs. 21it. b die inländischen Vertrags­
partner jener Personen, für deren Verwendung eine Beschäfti­
gungsbewilligung erforderlich ist,' 

b) in den Fällen des Abs. 2 Iit. c: und d der Inhaber des 
Betriebes, in de~ der Ausländer beschäftigt wird, oder der 
Veranstaltelj und 
c) in den Fällen des Abs. 2 lit. e der Beschäftiger im Sinne 

des S 3 Abs. 3 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes. 

§3 ...... 

2 

(5) Ausländer. die 1m Ausland- in einem Ausbildungsverhältnis 
stehen und ausschließlich zum Zweoke der Erweiterung und 
Anwendung von Kenntnissen zum Erwerb von Fertigkeiten für die 
PraXis ohne Arbeitspflicht und ohne Entgeltanspruch (Volontäre) 
bis drei Monate beschäftigt werden, bedürfen keiner Bescbäft~ 

gungsbewilligung. Die Beschäftigung ist vom Inhaber des :~­
Betriebes. in dem der Ausländer beschäftigt wird, spätestens 
am Tag der Arbeitsaufnahme _~em zuständigen Arbeitsamt anzu­
zeigen und das AusbildungsverhältniS des Ausländers nachzu-

weisen. 

(6) Der Bescheid über die erteilte Beschäftigungsbewilligung 

ist vom Arbeitgeber. der ausgestellte Befreiungsschein vom 

Ausländer am jeweiligen Arbeitsplatz zur Einsichtnahme bereit-

zuhalten. 

§ 4. (I) Die Beschäftigungsbewilligung ist, soweit im 
folgenden nicht anderes bestimmt ist, zu erteilen, wenn die Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes die Beschäftigung zuläßt 
und wichlige öffenlliche oder gesamtwirtschaftliche Interessen 
nichl enlgegenstehen. 
Bei der Beurteilung der Lage und Entwicklung des Arbeitsmark-

tes sind die bei den Dienststellen der Arbeitsmarktverwaltung 
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geltender Text 

(3) Die Beschäftigungsbewilligung darf weiters nur erteilt 
werden, wenn 

7. 

8. 

14. das Benütznngsentgelt für die Unterkunft des Auslän­
ders im Verhältnis znr Art der Unterkunft und damit zum Wert 
der Leistung in keinem auffallenden Mißverhältnis steht. 

(4) Der Bundesminister für soziale Verwaltung kann durch 
Verordnung festlegen. daß von der Beibringung der Erklärung 
nach Abs. 3 Z. S abgesehen werden kann, wenn es sich um 
Ausländer handelt, bei denen auf Grund der besonderen Art 
ihrer beruflichen Tätigkeit oder sonstiger Umstände angenom­
men werden kann, daß sie über für Inländer ortsübliche Unter­
künfte Yerfügen. 

Text gemlß Entwurf 

<s 40 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes. BGBI.Nr. 31/1969) zur 

Vermittlung vorgemerkten Arbeitskräfte in folgender Reihenfol­

ge zu berücksichtigen: 

1. Inländer sowie Flüchtlinge im Sinne der Konvention über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge und Befreiungsscheininhaber 

(gleichgestellte Ausländer). 

2. Ausländer. die einen Anspruch auf Leistungen aus der Ar­

beitslosenversicherung erworben haben (integrierte Auslän­

der). 

3. Ausländer. die sonstige berücksichtigungswürdige Integra­

tionsmerkmale aufweisen. wie insbesondere längere bewillig­

te Beschäftigung oder längeren rechtmäßigen Aufenthalt bei 

nahen Familienangehörigen in Bundesgebiet. oder Asylwerber 

sind. 

(3) Die Beschäftigungsbewilligung darf weiters nur erteilt 
werden, wenn 

7. bei erstmaliger Beschäftigung des beantragten Ausländers im 

Bundesgebiet <S 4b) eine Sicherungsbescheinigung vorliegt. es 

sei denn. daß es sich um einen Ausländer handelt, der sich 

bereits seit drei Jahren rechtmäßig in Bundesgebiet aufhält 

oder Asylwerber ist; 

8. bei grenzüberschreitend überlassenen Arbeitskräften die 

Bewilligung zur grenzüberschreitenden überlassung gemäß S 16 

Abs. 4 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes vorliegt; 

14. das Benützungsentgelt für die Unterkunft des Auslän­
ders im Verhältnis zur Art der Unterkunft und damit zum Wert 
der Leistung in keinem auffallenden Mißverhältnis stehtj 

15. der in der Verordnung nach S 12 oder im Kollektivvertrag 

<S 12a) festgelegte Anteil der Ausländer an den unselbständig 

Beschäftigten. Arbeitern oder Angestellten nicht überschritten 
wird. 

(4) Der Bundesminister für soziale Verwaltung kann durch 
Verordnung festlegen, daß von der Beibringung der Erklärung 
nach Abs. 3 Z. S abgesehen werden kann, wenn es sich um 
Ausländer handelt, bei denen auf Grund der besonderen Art 
ihrer beruflichen Tätigkeit oder sonstiger Umstände angenom­
men werden kann, daß sie über für Inländer ortsübliche Unter­
künfte .'erfügen oder die Beibringung der Erklärung 
nicht zumutbar ist. 
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geltender Text 
Text gemlß Entwurf 4 

(9) Bei Vorliegen einer Bewilligung zur grenzüberschreitenden 

Oberlassung gemäß S 16 Abs. 4 des Arbeitskräfteüberlassungsge­

setzes entfallen die Prüfung der Voraussetzungen nach Abs. 1 

und 6 und die Anhörung der kollektivvertragsfähigen Körper­

schaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer oder des Verwal­

tungsausschusses gemäß S 20 Abs. 2. 

Erstma 1 ige- Beschäft.igung-

S 4b. Bei erstmaliger Beschäftigung des beantragten Auslän­

ders im Bundesgebiet ist die Beschäftigungsbewilligung nur zu 

erteilen, wenn 
1. das den Arbeitsämtern bekanntgegebene, durch Lohn, Arbeits-

zeit und Qualifikationserfordernisse hinreichend konkreti­

sierte Angebot an offenen stellen für derartige Fachkräfte 

oder Hilfskräfte das entsprechende Angebot an zur Vermitt­

lung vorgemerkten Arbeitskräften in dem für den jeweiligen 

Arbeitsplatz üblichen Einzugsbereich erheblich überwiegt 

oder 
2. die zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaften der 

Arbeitgeber und der Arbeit.nehmer die Erteilung einhellig 

befürworten. 

Besondere Beschäftigungsbewilligung 

S 4c. (1) War ein Ausländer während der letzten vier Jahre 

mindestens drei Jahre gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt 

(S 2 Abs. 2), so ist für diesen Ausländer bei einem Wechsel 

des Arbeitsplatzes im Bereich eines Landesarbeitsamtes inner­

halb jener Fachgruppe nach dem Anhang zur Fachgruppenordnung, 

BGBI.Nr. 223/1947, in der jeweils geltenden Fassung, in der 

der Ausländer zuletzt beschäftigt war, eine besondere Be­

schäftigungsbewilligung zu erteilen. 
(2) Die besondere Beschäftigungsbewilligung gemäß Abs. 1 ist, 

auch wenn es sich nicht um ein Kontingentverfahren handelt, 

ohne Prüfung der Voraussetzungen nach S 4 Abs. 1 und 3 sowie 

ohne Anhörung der zuständigen kollektivvertragsfähigen Kör­

perschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zu erteilen. 

(3) Dem Ausländer ist zu bescheinigen, daß er die Voraus-
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'------------~----------------------------.......... .............. 
geltender Text Text gemlß Entwurf S 

§ 7. ; 

(5) § 11 des Mutterschutzgesetzes, BGBI. Nr.76/1957, 
bleibt unberührt. 

(7) Wird ein Antrag auf Verlingerung einer Beschiftl­
gungsbewilligung rier WocheD vor Ablauf der Beschiftiguagsbe­
williguag eingebracht, so gilt diese bis zur redJtskriftigen 
Eatsc:heiduag über dea Aatrag als yerlingert. Erfolg( die 
AntragsteIlung Innerhalb der letzten vier Wochen vor Ablauf der 
Besc:häftigungsbewilligung, so gilt diese nur dann bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung über dea Antrag als yerlingert, 
wenn dieser ohne Verschnlden oder lediglich auf Grund eiaer 
entschuldbaren Fehllelstuag des Antragstellers verspätet einge­
bracht wurde. Anderufalls gilt die Besc:hiftigungsbewilligung 
nur bis zur Feststelluag des zustindigen Arbeitsamtes, daß die 
yerspitete Einbringung Dicht entschuldbar Ist, als yerlingert. 

§ 8. 

(3) Die Beschiftigungsbewilligung kann, soferu es im 
Hinblick auf die Lage uad Entwicklung des Arbeitsmarktes oder 
wichtige örr entliche oder gesamtwlrtsc:hartliche Interessen 
zweckdienlich ist, mit weiteren Auflagen, losbesondere zur 
Durchführung und Unterstützung von Maßaahmen arbeits­
marktpolitischer oder berufsförderuder Art, verbunden werden. 

§..f1. 

(2) Die Sicherungsbescheinigung darf nur ausgestellt wer­
den, wenn 

a) die Voraussetzungen gemiß § 4 Abs. I, 2, 6, 7 oder 8 
und Abs.3 Z. I, 4, 6 und 12 gegeben sind und 

setzungen für die Erteilung einer besonderen Beschäftigungsbe­

willigung im Bereich des Landesarbeitsamtes innerhalb jener 

Fachgruppe erfüllt. 

§~ 

(5) S 11 des Hutterschutzgesetzes, BGBI.Nr. 221/1979, und S 6 

Abs. 3 des Eltern-Karenzurlaubsgesetzes, BGBI.Nr.651/198~ in 

der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt. 

(7) Wird ein Antrag auf Verlängerung einer Beschäftigungsbe­

willigung vor Ablauf der Beschäftigungsbewilligung einge­

bracht, so gilt diese bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 

den Antrag als verlängert. 

$8. 
(3) Die Beschäftigungsbewi11igung ist ferner mit der Auflage 

zu verbinden, daß dem Arbeitsamt binnen vier Wochen 

ein Dienstzettel über die vereinbarten arbeitsvertraglichen 

Rahmenbedingungen, wie insbesondere Höhe des Entgeltes, 

zeitlicher Umfang der Arbeitsverpflichtung und Befristung 

des Arbeitsverhältnisses, für die Beschäftigung übermittelt 
wird. 

(4) Die Besc:hiftigungsbcwilliguag kaan, sofern es im 
Hinblick auf die Lage nnd Entwicklung des Arbeitsmarktes oder 
wichtige öffentliche oder gesamtwirtsc:haftliche Interessen 
zweckdienlich ist, mit weiteren Auflagen, iosbesondere zur 
Durchführung nnd Unterstützung Yon Maßnahmen arbeits­
marktpolitisc:her oder berufsförderuder Art, verbunden werden. 

fH. 
(2) Die Sicherungsbescheinigung darf nur ausgestellt wer­

den, wenn 

a) die Voraussetzungen gemäß § 4 Abs. 1, 2, 6, 7 oder 8 
und Abs. 3 Z. 1.4,6 und 12 SO\de § 4b gegeben sind und 
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gehender Text 

§ 12. (I) Der Bundesminister rur soziale Verwaltung 
kann, sofern es die allgemeine Arbeitsmarkt- und Wlrtscbaftsla­
ge zuläßt, in Entsprechung eines gemeinsamen Antrages der in 
Betracbt kommenden kollektinenragsfiblgen Körperscbaften 
der Arbeitgeber und der Arbelmebmer rur bestimmte örtllcbe 
oder fachliebe Bereiche sowie rur bestimmte Zeiträume durch 
Verordnung Kontingente rur die Bescbirtlgung yon AuslIndern 
festsetzen oder festgesetzte Kontingente Indem. 

(2) Der Bundesminister rur soziale Verwaltung unn, 
solange kein Antrag Dach Abs. 1 \'orliegt und sofern es 4ie 
allgemeine Arbeitsmarkt- und Wirtscbaftslage zuläßt, rur be­
stimmte örtlicbe oder fachliche Bereiche sowie rur bestimmte 
Zeiträume durch Verordnung Kontingente rur die Besc:häftigung 
\'on Auslindern festsetzen oder festgesetzte Kontingente indern. 

(3) Auf Kontingente sind unbescbadet des § 18 Abs. 11 
anzurechnen 

a) die wäbrend der Laufzeit erteilten Besc:häftigungsbewil­
ligungen, ausgenommen jene rur Lebrlinge, 

b) die wäbrend der Laufzeit ausgestellten Sicbernngsbe­
scbeinigungen, ausgeuommen jene rur Lebrlinge, und 

c) die Befreiungsscbeine, ausgenommen jene rur Lebrlin­
ge, jeweils nach dem zuletzt festgestellten Arbeitsplatz (§ 6 
Abs. I) des Befreiungsscheininhabers. 

Auf ein nach Erteilung eiuer Beschäftigungsbewilligung in 
Kraft tretendes Kontingent sind die Besc:häftigungsbewilligun­
gen mit jener Geltungsdauer, die in die laufzeit des Kontin­
gentes hineinreicht, anzurechnen. 

Text gemlß Entwurf 6 

§~2.(1) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales kann, sofern es 

die allgemeine Arbeitsmarkt- und Wirtschafts lage zuläßt, auf 

Antrag der in Betracht kommenden kollektivvertragsfähigen 

Körperschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer für be­

stimmte örtliche oder fachliche Bereiche sowie für bestimmte 

Zeiträume durch Verordnung Kontingente für die Beschäftigung 

von Ausländern festsetzen oder festgesetzte Kontingente än­

dern. Bei Festsetzung der Kontingente können auch höchstzu­

lässige Anteile der Ausländcü;-an--den unselbständig Beschäftig­

ten, Arbeitern oder Angestellten eines Betriebes bestimmt 

werden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und soziales kann, solange 

kein Antrag nach Abs.l vorliegt und sofern es die allgemeine 

Arbeitsmarkt- und Wirtschafts lage zuläßt, für bestimmte ört­

liche oder fachliche Bereiche sowie für bestimmte Zeiträume 

nach Anhörung der in Betracht kommenden kollektivvertragsfähi­

gen Körperschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer durch 

verordnung Kontingente für die Beschäftigung von Ausländern 

festsetzen oder festgesetzte Kontingente ändern- Der zweite 

Satz des Abs. 1 ist anzuwenden. 

(3) Auf Kontingente sind unbeschadet des § 18 Abs. 11 
anzurechnen 

a) die während der Laufzeit erteilten Beschäftigungsbewil­
ligungen, ausgenommen jene rur Lehrlinge, und 

b) die während der Laufzeit ausgestellten Sicherungsbe­
scbeinigungen, ausgenommen jene rur Lehrlinge. . 

Auf ein nach Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung in 
Kraft tretendes Kontingent sind die Beschäftigungsbewilligun­
gen mit jener Geltungsdauer, die in die Laufzeit des Kontin­
gentes binelnreicbt, anzureChnen. 

(4) Kontingente gemäß Abs. 1 und 2 können, sofern dies erfor­

derlich ist, auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden. 
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geltender Text 

§ 15. (1) Einem Ausländer ist auf Antrag ein Befreiungs­
schein auszustellen, wenn 

I. der Ausländer vom Zeitpunkt der Antragseinbrlngung 
zurückgerechnet mindestens acht Jahre Im Bundesgebiet unun­
terbrochen gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt (§ 2 Abs 2) 
war, oder 

2. der Ausländer mit einem österreichischen Staatsbürger 
verheiratet ist und seinen Wohnsitz im Bundesgebiet hat oder 

3. der Ausländer das 19. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat Ollgendlicher Ausländer) und sich wenigstens ein Elternteil 
seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig Im Bundesgebiet auf­
hält, wenn 

4. der Ausländer das 19. Lebensjahr vollendet hat, die 
Voraussetzungen der Z 3 bei Vollendung des 19. Lebensjahres 
erfüllt waren und er sich seither mit Ausnahme von jeweils 
höchstens drei Monaten Im Kalenderjahr ununterbrochen recht­
mäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat. 

(2) Als Beschäftigungszeiten im Sinne des Abs 1 Z 1 gelten 
bis zu insgesamt 18 Monaten, bei Mutterschaft, wenn die 
Ausländerin Wochengeld, Sonderunterstützuag nach dem Mut­
tersc:hutzgesetz 1979, BGBI. Nr.221, oder Karenzurlaubsgeld 
erhalten hat, bis zu insgesamt 24 Monaten, auch Zeiten 
(Ersatzzeiten), während derer 

1. der Ausländer auf Grund eines Beschäftigungsverhält_ 
nisses zu einem Uaternehmen, das im Buadesgebiet seinen 
BetrIebssitz hat, nach einer mindestens sechsmonatigen Besc:häf­
tigung im Bundesgebiet vorübergehend auBerhalb des Bundesge­
bietes beschäftigt war; 

2. der Ausländer, ohae daß er in einem Besc:häftigungsver_ 
hältnis gestanden ist, arbeitsunfähig wal' uad während seiner 
Arbeitsunfähigkeit Leistungen aus der Krankenversicherung 
oder der Unfallversicherung, ausgenommen Rentenleistungen, 
oder Leistungen aus der Pensionsversicherung aus dem Versiche­
rungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit nach dem Allgemei­
nen Sozialnrsicherungsgesetz, BGBI. Nr.I89/1955, erhalten 
hat; 

J. die Ausländerin Wochengeld aus dem Versicherungsfall 
der Mutterschaft nach dem Allgemeinen Soziall't~rsicherungsge_ 
setz oder Son~erunterstützung nach dem l\1utterschutzgesetz 

--------.......................... II .......... ~T~e .. x·t·g·e·mlll~ßIIElnltlwllulr~fllllllllil 

Betrieblicher Ausländeranteil. 

S 12a. Die zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaften 

der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer können im . Kollektiv-

vertrag festlegen, daß die Beschäftigung von Ausländern 

nur bis zu einem bestimmten Anteil an den unselbständig Be­

schäftigten, den Arbeitern oder den Angestellten eines Be­

triebes oder einer Betriebsabteilung zulässig ist. 

§ 15. (1) Einem Ausländer ist auf Antrag ein Befreiungs­
schein auszustellen, wenn 

1. der Ausländer während der letzten acht Jahre vom Zeitpunkt 

der Antragseinbringung zurückgerechnet mindestens fünf Jahre 

im Bundesgebiet gemäß diesem Bundesgesetz beschäftigt <S 2 

Abs. 21 war,oder 

2. der Ausländer mit einem österreichiscben Staatsbürger 
verheiratet ist and seinea Wohnsitz im Bundesgebiet hat oder 

3. der Ausläader das 19. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat Ougendlicher Ausländer) und sich wenigstens ein Elternteil 
mindestens, fünf Jahre im Bundesgebiet aufge­
halten hat, 

4. der Ausländer das 19. Lebensjahr vollendet hat, die 
Voraussetzungen der Z 3 bei Vollendnng des 19. Lebensjahres 
erfüllt waren und er sich während der' letz ten fünf 
Jahre mindestens drei Jahre\ rechtmäßig im Bundesgebiet' 
aufgehalten hat." ' 
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gehender Text 

4. der Ausländer Arbeitslosengeld, Karenzurlaubsgeld, 
Notstandshilfe oder Sondemotstandshilfe nach dem Arbeltslo­
senyerslcherungsgesetz 1971, BGBI. Nr.609, bezogen hat oder 
Im Aaschluß daran bei einem inländischen Arbeitsamt arbeit­
suchend vorgemerkt war; 

5. eine BesdliftiguDg aaeb diesem BUDdesgesetz UDbe­
schadet der Z 2, 3 uad 4 bis zu drei MODaten niebt bestandeD hat. 

(3) Der Lauf der FristeD Daeb Abs. I wird durch Zeiten, 
währeDd derer der ADSliDder ID seiDem Heimatstaat deD Wehr­
dienst oder dea Wärersatz4ieast abgeleistet hat, lehemmt. 

(4) Ist eiD Elternteil österreieblscher Staatsbürger, oder Ist 
ein Elternteil, der In österreleb gelebt hat, yerstorbea, so 
entfällt die iD Abs. I Z 3 Dormierte Voraussetzung des fünfjähri­
gen AufeDthaltes weDigsteas eiDes Elternteiles. 

(5) Das Arbeitsamt WD naeb ADhörung des gemäß § 44 a 
des ArbeitsmarktfördernDgsgesetzes eiDgeriebteteD Vermitt­
IUDgsausschusses bei der Anwendung des § 15 Abs. 1 Z 4 eine 
drei Monate Im Kalenderjahr übersteigende. niebt yon Abs. 2 
Z 1 oder Abs. 3 erfaßte Abwesenheit vom Bundescebiet nachse­
hen, wenn sie durch Studieaanfenthalt oder sonstige wichtige 
soziale, familiäre oder gesundheitllebe Gründe bedingt Ist. 

(6) Der Befreiungsschein darf jeweils längsteDS für drei 
Jahre ausgestellt werden. 

(7) Der Ablauf des sefreiungsscheines wird währead der 
Dauer eines Lehrverhältnisses und der gesetzlichea oder kollek­
tinertraglichen Verpflichtung zur Weiterverwendung gehemmt. 

§ 15a. (1) Der Befreiungsschein gemäß § 15 Abs. 1 Z 1 
Ist zu verlängern, wenn der Ausländer während der letzten drei 
Jahre im Bundesgebiet ununterbrochen gemäß diesem Bundesge­
setz beschiftigt (§ 2 Abs. 2) war. Die Bestimmungen über die 
Ersatzzeiten (§ 15 Abs. 2) und die Hemmungsgründe (§ 15 
Abs. 3) gelten sinngemäß. 

Text gemlß Entwurf 

(2) Der Lauf der Fristen nach Abs. 1 wird durch ZeiteD, 
wihread derer der Ausländer iD seiDem Heimatstaat dea Wehr­
dienst oder deD Wehrersatzdienst abgeleistet hat, gehemmt. 

(3) Ist eiD Elternteil österreleblscber Staatsbürger, oder ist 
eiD Elterateil, der iD österrelcb gelebt bat, verstorbeD, so 
eDtfillt die iD Abs. 1 Z 3 normierte VoraassetzDDg des füDfjähri­
geD Aufeathaltes wenigsteas eiDes Elternteiles. 

(4) Das Arbeitsamt kaDD Daeb ADhörung des gemäß § 44 a 
des ArbeitsmarktförderuDgsgesetzes eingerichteten Vermitt­
lungsaussdJusses bei der Anwendung des § 15 Abs. I Z 4 eine 
zwei Jahre übersteigeade. nicht ,on Abs. 2 . 

erfaßte Abwesenheit vom Bundesgebiet nachse­
hen, wenn sie dureb Studienaufenthalt oder soastige wichtige 
soziale, familiäre oder gesundheitliebe Gründe bedingt ist. 

(5) Der Befreiungsschein ist jeweils für fünf Jahre auszu­

stellen. 

(6) Der Ablauf des Befreiungsscheines wird während der 
Dauer eines Lehrverhältnisses und der gesetzlichen oder kollek­
tinertraglieben Verpfliebtung zur Weiterverwendung gehemmt. 

g 

S 15a. (1) Der Befreiungsschein gemäß S 15 Abs. 1 Z 1 ist zu 

verlängern. wenn der Ausländer während der letzten fünf Jahre 

mindestens drei Jahre im Bundesgebiet gemäß diesem Bundesge­
setz beschäftigt (S 2 Abs. 2) war. Oie Hemmungsgründe gemäß 

S 15 Abs. 2 sind anzuwenden. 

(2) Der Befreiungsschein nach S 15 Abs. 1 Z 2 ist zu ver­

längern. wenn der Ausländer mindestens fünf Jahre mit einem 

österreichischen staatsbürger verheiratet war und seinen 

Wohnsitz im Bundesgebiet hat. 
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'------~------------------------------....................... geltender Text Text gemlß Entwurf 9 

(2) Der BefreiuDgssdJela ud! § IS Abs. 1 Z 3 aacl4 ist zu 
"erlängern, weuD sieb der Aaslüder abgesebeD _ ZeiteD 
gemäß § IS Abs. 3 uDd S mit ADSUbme YOII jeweils böc:bsteas 
drei MODateu im KaleDderjabr uaaterbroc:bea rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufgehalteu bat. 

(3) § 7 Abs. 7 uad 8 gilt siDagemiO .. 

§ 16. (I) Der BefreluDpschelD ist zu wlderrufeD, wenn 
I. der Ausläader Im ABtrag aaf AassteUaag e1aes Befrei­

ungsscheines über wesentliche Tatsacheu wisseDtlich falsche 
AngabeD gemacht oder solche Tatsacheu YCI'IIdnriegeu bat, 

2. der Ausländer während der Geltungsdauer des Befrei­
ungsscheines gemäß § IS AbI. 1 Z 1 

a) entweder seiae BescbäftiguDg ubeschadet. des § IS 
Abs. 2 Z 2 bis 4 länger als drei MODate oder 

b) seiDen Aufentbalt Im Buadesgeblet uDbeschadet des 
§ IS Abi. 2 Z I, Abi. 3 uDd S Ihger als drei MODate im 
Kalenderjahr 
unterbricht, 

3. die VoraussctzaDgea aach § 15 Abi. 1 Z 2 Dicht mehr 
vorliegea, weaa für dea AusläDder Dicht bereits § IS Abs. 1 Z I, 
3 oder 4 in Betracht kommt, oder 

4. der AusliDder gegeD die Im § 2S genaanten Vorschriften 
verstoOen bat. 

§ 19. 

(5) Der Antrag auf Ausstellung eiDel" Sicberuagsbescbelni­
gung ist "or der Einreise des Ausläaclers, der ADtrag auf 
Erteiluag einer Bescbiftiguagsbewilliguag vor Aufubme der 
Beschäftigung einzubringen. Der Antrag aaf Verläageruag eiaer 
Beschäfiigungsbewilligung ist "ier Wochea vor Ablauf der 
Geltungsdauer einer bereits erteiltea Beschiftigungsbewilli­
gung, der Antrag auf Verlängerung eines Befreiungsscheines \ier 
Wochen vor Ablauf der Geltungsdauer eines bereits ausgestell­
ten Befrtiungsscheines einzubringen. Läuft die Geltungsdauer 
eines Befreiungsscheines während eines Auslandsaufenthaltes 
gemiß § IS Abs. 3 ab, 50 ist der Antrag auf Verlängerung des 
Befreiungsscheines spätesteas drei Monate nach Ende dieser 
Zeiten einzubringen. 

(3) Der Befreiungsschein nach S 15 Abs. 1 Z 3 und 4 ist zu 

verlängern, wenn sich der Ausländer abgesehen von Zeiten gemäß 

S 15 Abs. 2 und 4 während der letzten fünf Jahre mindestens 

drei Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat. 

(4) S 7 Abs. 7 und 8 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

jeweils an die Stelle des Begriffes wBeschäftigungsbewilli­

gung" der Begriff "Befreiungsschein" tritt. 

S 16 

(1) Der Befreiungsschein ist zu widerrufen, wenn der Auslän­

der 

1. im Antrag auf Ausstellung eines Befreiungsscheines über 

wesentliche Tatsachen wissentlich falsche Angaben gemacht 

oder solche Tatsachen verschwiegen hat, 

2. während der Geltungsdauer des Befreiungsscheines 

a) im Falle des S 15 Abs. 1 Z 1 seine Beschäftigung mit 

Ausnahme von Zeiten gemäß S 15 Abs. 2 oder 

b) im Falle des S 15 Abs. 1 Z 3 und 4 seinen Aufenthalt im 

Bundesgebiet mit Ausnahme von Zeiten gemäß S 15 Abs. 2 

und 4 

länger als zwei Jahre unterbrochen hat, 

3. die Voraussetzungen nach S 15 Abs. 1 Z 2 nicht mehr er­

füllt, es sei denn, daß für den Ausländer bereits S 15 Abs. 

1 Z 1, 3 oder 4 oder S ISa Abs. 2 in Betracht kommt, oder 

4. gegen die im S 25 genannten Vorschriften verstoßen hat. 

§ 19. 
(5) Der Antrag auf AusstelluDg einer Sicheruagsbescheini­

gung ist vor der Einreise des Ausländers, der Antrag auf 
Erteilung einer Beschäftiguagsbewilligung "or Aufnahme der 
Bescbäftigung einzubringen. Der Antrag auf Verlängerung einer 
Beschäftigungsbewilligung ist vor Ablauf der 
Geltungsdauer einer bereits erteilten Beschäftigungsbewilli­
gung. der Antrag auf Verlängerung eines Befreiungsscheines 

mr Ablauf der Geltungsdauer eines bereits ausgestell­
ten Befreiungsscheines einzubringen. Läuft die Geltungsdauer 
eines Befreiungsscheines während eines Auslandsaufenthaltes 
gemäß § 15 Abs. 2 ab, 50 ist der Antrag auf Verlängerung des 
Befreiungsscheines spätestens drei Monate nach Ende dieser 
Zeiten einzubringen. 
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,eltender Text 

(7) Bei einer Arbeimermittlung durch die Arbeltsmarkt­
nrwaItung (§ 40 Abs. 1 des Arbeltsmarktförderungsgesetzes) Ist 
bei Vorliegen der Voraussetzungen 1'on Amts wege. die Besehäf­
tlgungsbewilligung zu erteilen oder der Befreluagacbeln auszu­
stellen, wenn der Ausländer Ansprueb auf Lelstaagen aus der 
Arbeitslosenversicherung hat. Der Befreluagsscbeiu .. eb § 15 
Abs. 1 Z 3 und 4 ist auch dann 1'on Amts wegen allSZllStellen, 
wenn kein Anspruch auf Leistungen aus der Arbeltslosennrsl­
cherung besteht. 

§ 20. 
(2) Soweit in diesem Bundesgesetz niebt anderes bestimmt 

ist, haben vor Entscheidung über die Ausstellung einer Siche­
rungsbescheinigung, über die Erteilung einer Beschäftigungsbe­
willigung, sofern nicht eine Sicherungsbescheinigung ausgestellt 
wurde, über den Widerruf einer BeschäftigungsbewilIlgnng und 
über die Ausstellung sowie den Widerruf eines Befrelungsschei­
nes das Arbeitsamt die zuständigen kollektinertragsfihigen 
Körperschaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und in 
den Fällen des § 4 Abs. 6 das Landesarbeitsamt den Verwal­
tungsausschuß anzuhören. Die zuständigen kollektivnrtragsfä­
higen Körperschaften bzw. der VerwaItungsausscbuß können 
festlegen, daß bei amtswegigen ErteIlungen 1'On Beschäftigungs­
bewilligungen (§ 19 Abs. 7) und In den Fällen der Verlängerung 
von Beschäftigungsbewilligungen bei Vorliegen einer bestimm­
ten Arbeitsmarktlage oder bestimmter persönlicher Umstände 
der Ausländer die Erteilung der Bescbäftigungsbewilligungen als 
befürwortet gilt. Für die amtswegige AussteUung und die 
Verlängerung 1'on Befreiungsscbeinen gilt dies siangemäß. 

(5) Die Berufung gegen deu Widerruf der Sieberungsbe­
scheinigung, der Beschäftigungsbewilligung oder des Befrei­
ungsscheines hat keine aufschiebende Wirkung. Der Berufung 
gegen den Widerruf der Beschäftigungsbewilligung und des 
Befreiungsscheines kann aufschiebende Wirkung zuerkannt wer­
den. Die Berufung gegen die Feststellung, daß die verspätete 
Einbringung eines Verlängerungsantrages nicht entschuldbar ist 
(§ 7 Abs.7), hat keine aufschiebende Wirkung. 

Text gemaß Entwurf AO 

(7) Bei einer Vermittlung durch die Arbeitsmarktverwaltung (S 
40 Abs. 1 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes) ist bei Vorlie­

gen der Voraussetzungen von Amts wegen die Beschäftigungsbe­

willigung zu erteilen oder die Bescheinigung gemäß S 4c Abs. 

3 oder der Befreiungsschein auszustellen. 

S 20. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, 

haben vor der Entscheidung über die Ausstellung einer Siche­

rungsbescheinigung, über die Erteilung einer Beschäftigungs­

bewilligung, sofern nicht eine Sicherungsbescheinigung ausge­

stellt wurde, über den Widerruf einer Beschäftigungsbewilli­

gung und über den Widerruf eines Befreiungsscheines das Ar­

beitsamt die zuständigen kollektivvertragsfähigen Körper­

schaften der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und in den 

Fällen des S 4 Abs. 6 das Landesarbeitsamt den Verwaltungs­

ausschuß anzuhören. Eine allfällige Äußerung im Rahmen der 

Anhörung vor der Entscheidung über die Ausstellung einer 

Sicherungsbescheinigung ist binnen einer Woche abzugeben. Die 

zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaften und der 

Verwaltungsausschuß können festlegen, daß die Ausstellung von 

Sicherungsbescheinigungen und die Erteilung von Beschäfti­

gungsbewilligungen insbesondere bei Vorliegen einer bestimmten 

Arbeitsmarktlage oder bestimmter persönlicher Umstände der 

Ausländer als befürwortet gilt. Eine derartige Festlegung kann 

von der zuständigen kollektivvertragsfähigen Körperschaft der 

Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder von einem Mitglied des 

Verwaltungsausschusses angeregt werden. 

(5) Die Berufung gegen den Widerruf der Sicherungsbe­
scheinigung, der Beschäftigungsbewilligung oder des Befrei­
ungsscheines hat keine aufschiebende Wirkung. Der Berufung 
gegen den Widerruf der Beschäftigungsbewilligung und des 
Befreiungsscheines kann aufschiebende Wirkung zuerkannt wer­
den. 
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gehender Text 

Auskunfts- und Meldepnicht 

§ 26. 

----------~------................ 
Text gemaß Entwurf 11 

(8) Bescheide, die vom Landesarbeitsamt oder dem Bundesmini­

sterium für Arbeit und Soziales zu erlassen sind, können von 

dem nach S 19 Abs. 1 oder 4 für die Einbringung des Antrages 

zuständigen Arbeitsamt intimiert werden. 

Uberwachung, Auskunfts- und Meldepflicht 

S 26 

(2) Die Arbeitgeber haben den im Abs. 1 genannten zustän­

digen Behörden jederzeit Zutritt zu allen Betriebsstätten und 

auswärtigen Arbeitsstellen zu gewähren. Wird dieser nic~t­

freiwillig gewährt, sind die Organe der Landesarbeitsämter und 

Arbeitsämter berechtigt, sich unter Wahrung der Verhältnis­

mäßigkeit der eingesetzten Mittel Zutritt zu verschaffen, 

sofern begründeter Verdacht auf eine Ubertretung dieses Bun­

desgesetzes besteht. 

(3) Die genannten Behörden haben von ihrer Anwesenheit im 

Betrieb den Arbeitgeber oder dessen Bevollmächtigten und den 

Betriebsrat zu verständigen; hiedurch darf der Beginn der 

Betriebskontrolle nicht unnötig verzögert werden. Eine Ver­

ständigung hat jedoch zu unterbleiben, wenn dadurch nach 

Ansicht der einschreitenden Organe die Wirksamkeit der Amts­

handlung beeinträchtigt werden könnte. Auf Verlangen haben 

sich die Organe der Arbeitsmarktverwaltung durch einen 

Dienstausweis auszuweisen. Dem Arbeitgeber oder dessen Be­

vollmächtigten sowie dem Betriebsrat steht es frei, die ein­

schreitenden Organe bei der Amtshandlung im Betrieb zu be­

gleiten; auf Verlangen der einschreitenden Organe sind sie 

hiezu verpflichtet. 

(4) Der Arbeitgeber oder sein Bevollmächtigter ist verpflich­

tet, über die Identität aller Personen, die sich auf dem 

Betriebsgelände oder in einem dem Arbeitgeber zurechenbaren 

Fahrzeug aufhalten, Auskunft zu geben. Die einschreitenden 

Organe der in Abs. 1 genannten Behörden sind berechtigt, zur 
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geltender Text 

(2) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, 
1. die Beendigung des Beschiftlgungsverhiltnlsses eines 

Auslinders, für den eine Beschiftigungsbewilligung erteilt wur-

de, und 
2. den Beginn und die Beendigung der Beschiftigung eines 

Ausländers mit einem Befreiungsschein 
~üglich dem zustindlgen Arbeitsamt anzuzeigen. 

§ 27. Alle Behörden und Ämter, die Bauarbeiter-Ur­
laubskasse, die Träger der Sozialversicherung und die gesetzli­
chen Interessenyertretungen haben Im Rahmen Ihres Wirkungs­
bereiches die Landesarbeitsimter und Arbeitsimter bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz zu unter­
stüt7.en. Die Triger der Sozialversicherung und der Hauptver­
band der österreichischen Sozialyerslcherungstriger sind ver­
pflichtet, gespeicherte Daten (§ 31 Abs. 3 Z IS des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) über die VersIcherungszeIten auf 
automatioDSDnterstütztem Weg den Dienststellen der Arbeits­
marktverwaltung zu übermitteln, die für diese Stellen eine 
wesentliche Voraussetzung zur Durchführung ihrer Aufgaben 
nach diesem Bundesgesetz bildeo. 

§ 28. (I) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die 
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung 
bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde zu bestrafen, 

1. wer 
a) entgegen dem § 3 einen Ausländer beschäftigt, für den 

weder eine Beschäftigungsbewilligung (§ 4) erteilt noch ein 
Befreiungsschein (§ 15) ausgestellt wurde, oder 

b) entgegen dem § 18 die Arbeitsleistungen eines Auslän­
ders, der ,·on einem ausländischen Arbeitgeber ohne einen im 

Text cemlß Entwurf 12 

Klärung der Identität dieser Personen die Hilfe von Organen 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes in Anspruch zu nehmen. 

(5) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Beendigung des 

Beschäftigungsverhältnisses eines Ausländers, für den eine 

Beschäftigungsbewilligung erteilt wurde, unverzüglich dem 

zuständigen Arbeitsamt anzuzeigen. 

§ 27. Alle Behörden und Ämter, die Bauarbeiter-Ur­
laubskasse, die Träger der Sozialyerslcherung und die gesetzli­
chen InteresseDyertretungen haben Im Rahmen ihres Wirkungs­
bereiches die Landesarbeltsimter und Arbeitsimter bei der 
Erfüllnng Ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz zu unter­
stützen. Die TrAger der Sozialversicherung und der Hauptver­
band der österreichischen Sozlalverslcherungsträger sind ver­
pflichtet, gespeicherte Dateu (§ 31 Abi. 3 Z 15 des Allgemeinen 
Sozlalverslcherungsgesetzes) über die Versicherungszeiten auf 
automationsunterstütztem Weg den Dienststellen der Arbeits­
marktverwaltung zu übermitteln, die für diese Stellen eine 
wesentliche Voraussetzung zur Durchführung ihrer Aufgaben 
nach diesem Bundesgesetz bilden. 
Den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes obliegt 

insbesondere die Leistung von Hilfe auf das Ersuchen der 

Organe der Arbeitsmarktverwaltung; bei Durchführung der dabei 

erforderlichen Maßnahmen stehen ihnen dieselben Befugnisse 

wie den Organen der Arbeitsmarktverwaltung zu. 

S 28 

(lI Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustän­

digkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksver­

waltungsbehörde zu bestrafen, 

1. wer 

al entgegen dem S 3 einen Ausländer beschäftigt, für den 

weder eine Beschäftigungsbewilligung (§ 4 oder 4bl 

erteilt noch ein Befreiungsschein (§ 151 ausgestellt 
wurde, oder 

bl entgegen dem § 18 die Arbeitsleistungen eines Auslän­

ders, der von einem ausländischen Arbeitgeber ohne einen 
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Bundesgebiet vorhandenen Betrlebssllz im Inland beschäftigt 
wird, In Anspruch nimmt, ohne daß fur den Ausländer eine 
Beschäftigungsbewilligung (§ 18 AbI. 1, 4 nnd 7) erteilt wurde, 
bei unberechtigter Beschäftigung fon höchstens drei Ausländern 
für jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe 
von SOOO S bis 60000 S, Im Wiederholungsfalle von 10000 S bis 
120000 S, bei unberechtigter Beschäftigung JOn mehr als drei 
Ausländern für jeden unberechtigt besclIäftlgten Auslinder mit 
Geldstrafe JOn 10000 S bis 120000 S, Im Wiederholungsfalle 
von 20000 S bis 240000 S; 

2. wer 

a) entgegen dem § 3 Abs. 3, 4 und 5 einen Ausländer 
beschäftigt, ohne die Beschäftigung dem zuständigen Arbeitsamt 
rechtzeitig anzuzeigen, 

b) entgegen dem § 18 Abs. 3, 5 und 6 die Arbeitsleistungen 
eines Ausländers, der von einem ausländischen Arbeitgeber ohne 
einen im Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz .im Inland 
besChäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne die Beschäftigung 
dem zuständigen Arbeitsamt rechtzeitig anzuzeigen, oder 

c) entgegen dem § 26 Abi. I den Landesarbeitsämtern und 
Arbeitsämtern sowie den Arbeitsinspektoraten und den sonst zur 
Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes berufenen Behörden 
auf deren Verlangen Anzahl und Namen der im Betrieb beschäf­
tigten Ausländer nicht bekannt gibt, die zur Durchführung 
dieses Bundesgesetzes notwendigen Auskünfte nicht erteilt oder 
in die erforderlichen Unterlagen nicht Einsicht gewährt, 
mit Geldstrafe von 2000 S bis 30000 S; 

cc _ 
Text gemaß Entwurf /f3 

im Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz im Inland 

beschäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne daß für den 

Ausländer eine Beschäftigungsbewilligung es 18 Abs. 1, 4 
und 7) erteilt wurde, 

bei unberechtigter Beschäftigung von höchstens drei Auslän­

dern für jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit 

Geldstrafe von 5 000 S bis 60 000 S, im Wiederholungsfalle 

von 10 000 S bis 120 000 S, bei unberechtigter Beschäfti­

gung von mehr als drei Ausländern für jeden unberechtigt 
beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 10 000 S bis 

120 000 S, im Wiederholungsfalle von 20 000 S bis 
240 000 S; 

2_ wer 

a) entgegen dem S 3 Abs. 3, 4 und 5 einen Ausländer be­

schäftigt, ohne die Beschäftigung dem zuständigen Ar­

beitsamt rechtzeitig anzuzeigen, 

b) entgegen dem S 3 Abs_ 6 einen Ausländer beschäftigt, 

ohne den Bescheid über die für seine Beschäftigung 

erteilte Beschäftigungsbewilligung am Arbeitsplatz zur 
Einsichtnahme bereitzuhalten, 

c) entgegen dem S 18 Abs. 3, 5 und 6 die Arbeitsleistungen 

eines Ausländers, der von einern ausländischen Arbeitge­

ber ohne einen im Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz 

im Inland beschäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne die 

Beschäftigung dem zuständigen Arbeitsamt rechtzeitig 
anzuzeigen, oder 

d) entgegen dem S 26 Abs. 1, 2 und 4 den Landesarbeitsäm­

tern und Arbeitsämtern sowie den Arbeitsinspektoraten 

und den sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 

berufenen Behörden auf deren Verlangen Anzahl und Namen 

der im Betrieb beschäftigten Ausländer nicht bekannt 

gibt, die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes not­

wendigen Auskünfte nicht erteilt, in die erforderlichen 

Unterlagen nicht Einsicht gewährt, den Zutritt zu den 

Betriebsstätten oder die Nachweisung der Identität 

einer Person, die sich auf dem Betriebsgelände oder in 

einern dem Arbeitgeber zurechenbaren Fahrzeug aufgehalten 
hat, verweigert, 
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geltender Text 

3. wer 
.) entgegen dem § 26 Abs.2 den Beginn oder die Beendi· 

gung des Beschiftlgungsycrhältnlsses eines Ausländers nicht 
unverzüglich dem zuständigen Arbeitsamt anzeigt, oder 

b) entgegen dem § 16 Abs. 3 einen Befreiungsschein (115) 
vorsätzlich nicht zurückstellt, 
mit Geldstrafe bis 10000 S. 

§ 30. Die Bezirksverwaltungsbehörde kann dem Arbeit· 
geber wegen beharrlicher Verstöße gegen die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes auf Antrag des nach dem Betriebssitz 
zuständigen Landesarbeitsamtes, des Arbeitsinspektorates oder 
der sonst zur Wahrnehmung des Arbeituehmerschutzes berufe­
nen Behörde die Beschäftigung von Ausländern nach Anhörung 
der in Betracht kommenden gesetzlichen InteresseDvertretungen 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer untersagen. In diesem 
Verfahren kommt dem Landesarbeitsamt Parteistellung zu. 

Text ,emlß Entwurf /f4 

3. wer 
a) entgegen dem S 3 Abs. 5 einen Befreiungsschein (S 15) 

nicht am Arbeitsplatz zur Einsichtnahme bereithält, 

b) entgegen dem S 26 Abs. 5 die Beendigung des Beschäfti­

gungsverhältnisses eines Ausländers nicht unverzüglich 

dem zuständigen Arbeitsamt anzeigt, oder 

cl entgegen dem S 16 Abs. 3 einen Befreiungsschein (S 15) 

nicht- zurücKste1lt;-·-

mit Geldstrafe bis 10 000 S. 

(4) Bei der Bemessung der Höhe der Geldstrafe nach Abs. 1 ist 

insbesondere auf den erzielten Ertrag oder sonstigen wirt­

schaftlichen Vorteil aus der unberechtigten Beschäftigung von 

Ausländern Bedacht zu nehmen. 

S 28a 

Beteiligung der Landesarbeitsämter am verwaltungsstrafver­

fahren 
S 28a. Das Landesarbeitsamt hat im Verwaltungsstrafverfahren 

Parteistellung im Sinne des S 8 des Allgemeinen Verwaltungs­

verfahrensgesetzes einschließlich der Beschwerdelegitimation 

beim Verwaltungsgerichtshof. 

§ 30. Die Bezirksven\'8ltungsbehörde kann dem Arbeit· 
geber wegen beharrlicher Verstöße gegen die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes auf Antrag des nach dem Betriebssitz 
zuständigen Landesarbeitsamtes, des Arbeitsinspektorates oder 
der sonst zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes berufe­
nen Behörde die Beschäftigung von Ausländern nach Anhörung 
der in Betracht kommenden gesetzlichen Interessenvertretungen 
der Arbeitgeber_und der Arbeitnehmer untersagen. 
In diesem Verfahren hat das Landesarbeitsamt Parteistellung 

im Sinne des S 8 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

einschließlich der Beschwerdelegitimation beim Verwaltungsge-

richtshof. 
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geltender Text 

§ 35. Mit der Vollziebung dieses Bundesgesetzes sind 
betraut: 

e) binsichtlicb der übrigen Bestimmungen der Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung. 

Text gemaß Entwurf 15 

Ubergangsbestimmungen 

S 32.(1) S 26 Abs. 5 und S 28 Abs. 1 Z 3 lit. b verlieren ihre 

Wirksamkeit ab dem Zeitpunkt, ab dem die Dienststellen der 

Arbeitsmarktverwaltung die entsprechenden Daten automations­

unterstützt im Wege des Hauptverbandes der Sozialversiche­

rungsträger erhalten. Dieser Zeitpunkt wird durch Verordung 

des Bundesministers für Arbeit und Soziales festgestellt. 

(2) Anträge auf Ausstellung eines Befreiungsscheines, die in 

der Zeit zwischen der Verlautbarung im Bundesgesetzblatt und 

dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes gestellt werden, 

gelten als im Zeitpunkt des Inkrafttretens eingebracht. 

(3) Auf Kontingente, die durch eine Verordnung festgesetzt 

wurden, die in der Zeit vom 1. Jänner bis 30. Juni 1990 in 

Kraft getreten ist und am 1. Juli 1990 noch gilt, sind bis zum 

Ablauf der Geltungsdauer der Verordnung die Befreiungsscheine, 

ausgenommen jene für Lehrlinge, nach dem zuletzt festgestell­

ten Arbeitsplatz (S 6 Abs. 1) des Befreiungsscheininhabers 
anzurechnen." 

(4) S 4 Abs. 3 Z 7 ist auf Ausländer, die sich am 1. Juli 1990 

bereits seit einem Jahr rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, 
nicht anzuwenden. 

§ 35. Mit der Vollziebung dieses Bundesgesetzes sind 
betraut: 

e) hinsichtlich des S 27 letzter Satz der Bundesminister für 
Inneres, 

f I hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung. 
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